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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich
aus dem Runden der Einzelwerte.
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Europäische Umfrage zur Nutzung von Informations- 
und Kommunikationstechnologien in privaten Haushalten 2002

Heike Schrankel

Erhebungsdesign

Die IKT-Erhebung wurde als schriftli-
che Befragung durchgeführt. Jeder
teilnahmebereite Haushalt erhielt ei-
nen Haushaltsfragebogen mit Fragen
zur Haushaltszusammensetzung, Nut-
zung der Informations- und Kommu-
nikationstechnologien im Haushalt
und zum Haushaltsnettoeinkommen.
Zusätzlich füllte jedes Haushaltsmit-
glied, das 10 Jahre oder älter war, ei-
nen Personenfragebogen mit folgen-
den Themen aus: Persönliche Nut-
zung von Computer und Internet, Art
der Internetnutzung, Einkaufen über
das Internet, Ausbildung, Erwerbstä-
tigkeit/Arbeitssuche und persönliches
Einkommen. Hierbei waren die Fra-
gen zu Ausbildung, Erwerbstätigkeit/
Arbeitssuche und dem persönlichen
Einkommen auf Personen im Alter
von 15 Jahren und älter beschränkt.
Jüngere Kinder wurden zu PC- und
Interneterfahrungen nicht befragt,
da hier aufgrund der Komplexität des
Fragebogens keine validen Daten zu
erwarten waren.

Bei der IKT-Erhebung handelt es sich
um eine Quotenstichprobe. Als Quo-
tierungsmerkmale wurden der Haus-
haltstyp, die soziale Stellung des
Haupteinkommensbeziehers und das
monatliche Haushaltsnettoeinkom-
men herangezogen. Die Haushalte,
die an dieser Befragung teilnahmen,
wurden vorrangig aus dem Pilot-Ac-

cess-Panel rekrutiert. Hierbei handelt
es sich um ein Projekt, bei dem sich
Haushalte, die vier Jahre am Mikro-
zensus teilgenommen haben, bereit
erklärten, auf freiwilliger Basis an Be-
fragungen zu unterschiedlichen The-
men teilzunehmen. Um die Quoten-
vorgabe einzelner Schichtungsmerk-
male zu erfüllen, wurden zusätzlich
zum einen Haushalte geworben, die
schon an anderen Erhebungen der
amtlichen Statistik teilgenommen
hatten. Zum anderen wurde eine ge-
zielte Presseanwerbung geschaltet.

Repräsentativität 
der Ergebnisse

Im Rahmen der Erhebung konnten
die vorgegebenen Quoten zum gro-
ßen Teil erfüllt werden. Nur einige
Gruppen wie z. B. die Nichterwerbs-
tätigen mit niedrigem Einkommen
oder die Gruppe der Arbeiter/-innen
konnten nicht vollständig rekrutiert
werden. Damit die Vorgaben für die
Randverteilungen bezüglich Haus-
haltstyp und Stellung im Beruf erfüllt
werden konnten, wurde für die Ein-
kommensquotierung eine Substitution
durch die nächstniedrige bzw. nächst-
höhere Einkommensklasse zugelassen.
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Angesichts der schnellen Verbreitung und des vermehrten Gebrauchs von
elektronischen Medien wird zunehmend von einer Informationsgesellschaft
gesprochen. Was aber zeichnet eine Informationsgesellschaft aus? Welche Tei-
le der Gesellschaft nehmen an dieser Entwicklung teil und welche nicht, und
was sind die Gründe dafür? Wofür werden die neuen Technologien vorrangig
eingesetzt? Welche Zusammenhänge bestehen zwischen sozio-ökonomischen
Bedingungen und dem Zugang zu modernen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien? Um diese und weitere Fragen beantworten zu können, wur-
de im Jahre 2002 vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften
(Eurostat) eine Pilotstudie zur Nutzung von Informations- und Kommunikati-
onstechnologien in privaten Haushalten in allen EU-Staaten initiiert. Diese
sollte nach abgestimmten Erhebungsmethoden und mit einem harmonisierten
Frageprogramm EU-weit vergleichbare amtliche, d. h. unabhängige und auf
Grundlage von objektiven Methoden ermittelte Zahlen zur Nutzung moderner
Technologien liefern.

In Deutschland wurde die Umfrage zur Nutzung der Informations- und Kom-
munikationstechnologien 2002 (IKT) nach § 7 Abs. 2 BstatG durchgeführt. Es
handelt sich hierbei um eine freiwillige Befragung, bei der es schwerpunktmä-
ßig um die Verbreitung und unterschiedlichen Nutzungsaspekte von PC und
Internet sowie um Umfang und Schwerpunkte von E-Commerce ging. An der
IKT-Befragung nahmen bundesweit ca. 5 000 Haushalte teil, in Nordrhein-
Westfalen waren es 1 592 Haushalte mit 3 311 Personen. 
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Abb. 1 Bevölkerung in Privathaushalten
gemäß IKT-Befragung 2002 und Mikrozensus 2002
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Um die Repräsentativität der Ergeb-
nisse zu sichern, wurden die Daten an
den Ergebnissen des Mikrozensus
2002 hochgerechnet. Der Mikrozensus
ist eine repräsentative bundesweite
Erhebung mit Auskunftspflicht, die je-
des Jahr bei 1 % aller Haushalte
durchgeführt wird. Durch die Hoch-
rechnung anhand der Schichtungs-
merkmale ist sichergestellt, dass die
Ergebnisse der IKT-Stichprobe reprä-
sentativ für die Bevölkerung sind.  So
zeigt denn auch ein Vergleich der Al-
tersstruktur aus beiden Erhebungen
eine hohe Übereinstimmung.

Auch die Befürchtung, dass es bei der
IKT-Erhebung zu einer systemati-
schen Verzerrung kommen könnte,
weil nur Personen teilnehmen, die
sich für das Thema Informations- und
Kommunikationstechnologie interes-
sieren, konnte nach einem Vergleich
mit Ergebnissen der Laufenden Wirt-
schaftsrechnung 2002 entkräftet wer-
den. Die Abweichungen zwischen
beiden Stichproben bezüglich der
Ausstattung der Haushalte mit Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien waren nur sehr gering.

Die Repräsentativität der Ergebnisse
wird ebenfalls deutlich, wenn man
die Einkommensstruktur der befrag-
ten Haushalte der IKT-Befragung mit
dem Mikrozensus vergleicht. Bis auf
kleinere Abweichungen bei Personen
mit einem Einkommen von 1 700 bis
unter 2 300 Euro sind die Ergebnisse
fast identisch.

Entwicklung der
technischen Ausstattung
der privaten Haushalte

Die Ausstattung der Haushalte mit
modernen Kommunikations- und In-
formationstechnologien hat in den
letzten 5 Jahren deutlich zugenom-
men. Betrachtet man die Ergebnisse
der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 1998, der Laufenden
Wirtschaftsrechnung 1999 und der
Europäischen Umfrage zur Nutzung
von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien 2002, so wird
deutlich, wie sehr sich der Nutzungs-
grad der einzelnen Informations-
und Kommunikationstechnologien

verändert hat. 1998 besaß nur jeder
achte Haushalt ein Handy, 2002 da-
gegen schon Dreiviertel der nord-
rhein-westfälischen Haushalte. Eine
ähnlich starke Entwicklung gab es
bei ISDN-Anschlüssen: Nur jeder
17. Haushalt besaß 1998 einen ISDN-
Anschluss, 2002 bereits jeder fünfte
Haushalt. Da die Ausstattung der
privaten Haushalte mit Computern
1998 im Vergleich zu anderen Tech-
nologien bereits auf hohem Niveau
lag, fiel der Zuwachs hier etwas ge-
ringer aus: Fast jeder zweite Haus-

halt besaß 1998 einen Computer;
heute liegt der Anteil bei knapp
60 % der Haushalte. Interessant ist
die Entwicklung in der Fernsehtech-
nik. Jeder zweite Haushalt verfügt
über einen Kabelanschluss, dieser

Anteil ist jedoch rückläufig. Der An-
teil der Haushalte mit Fernsehemp-
fang über Satellitenantenne stieg
dagegen deutlich auf über 36 %.
Hierfür dürften die monatlichen Ka-
belgebühren gegenüber einmaligen
Anschaffungskosten einer Satelliten-
anlage verantwortlich sein.

Die IKT-Befragung 2002 lieferte zu-
sätzlich Informationen über das Vor-
handensein neuester Technologien.
Über einen eigenen Internetanschluss
verfügen 44 % der Haushalte. Trotz

intensiver Werbung durch die Indus-
trie haben sich Navigationssysteme
für PKWs und Palm-Tops bislang noch
nicht am Markt durchsetzen können.
Die DVD-Technik dagegen ist durch-
aus schon weiter verbreitet: 11 % der
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Abb. 2 Persönliches Nettoeinkommen der Teilnehmer 
der IKT-Befragung 2002 im Vergleich zum Mikrozensus 2002
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Haushalte besitzen bereits einen
DVD-Player und 12 % ein DVD-Lauf-
werk im PC. 
 
Untersucht man den PC-Besitz, den
eigenen Internetanschluss sowie den
Besitz von Handys genauer, so ergibt
sich, dass unabhängig von den Haus-
haltsstrukturen das Handy am häu-
figsten zur technischen Ausstattung
der Haushalte gehört. Der PC steht
an zweiter Stelle, während der eige-
ne Internetanschluss seltener vorhan-
den ist.
 
Differenziert nach Haushaltstypen
zeigt sich, dass alle drei Technologien
in Haushalten mit Kindern wesentlich
häufiger vorhanden sind als in Haus-
halten ohne Kinder. Mehr als 90 %
der Haushalte mit Kindern besitzen
ein Handy, ca. 85 % haben einen
Computer und 63 % einen eigenen
Internetanschluss. Bei den allein Er-
ziehenden sind die Prioritäten etwas
verschoben. Während für PC-Besitz
und Internetzugang die Anteile
durchschnittlich 10 Prozentpunkte
unter den Ergebnissen der übrigen
Haushalte mit Kindern liegen, fällt
der Handybesitz 3 Prozentpunkte hö-
her aus. 

Von den Haushalten ohne Kinder ha-
ben nur 67 % ein Handy, 49 % einen
PC und sogar nur 37 % einen eigenen
Internetzugang. Hierbei fällt auf,
dass Einpersonenhaushalte deutlich
seltener über diese Technologien ver-
fügen. Besonders gravierend ist der
Unterschied beim Handy. Nur etwas
mehr als jeder zweite Einpersonen-
haushalt besitzt ein Handy.
 
Ein weiterer wichtiger Einflussfaktor
ist das Haushaltsnettoeinkommen.
Von den Haushalten mit einem mo-
natlichen Nettoeinkommen bis unter
1 700 Euro hat nur gut die Hälfte al-
ler Haushalte ein Handy, gut ein Drit-
tel einen eigenen PC und sogar nur
etwas mehr als ein Viertel einen eige-
nen Internetanschluss. Haushalte mit
einem Einkommen von mehr als
2 900 Euro sind hingegen technisch
erheblich besser ausgestattet: Fast je-
der dieser Haushalte besitzt ein Han-
dy (92 %), 84 % haben einen Compu-
ter und 70 % einen eigenen Internet-
zugang.

Der dritte Einflussfaktor ist die Er-
werbstätigkeit. Dieser wird jedoch
von dem Einflussfaktor des Haus-
haltsnettoeinkommens überlagert.
Generell gilt: Haushalte, deren
Haupteinkommensbezieher erwerbs-
tätig ist, verfügen häufiger über
eine der drei betrachteten Technolo-
gien als Nichterwerbstätigenhaus-
halte.

Dabei sind die Unterschiede zwischen
Erwerbstätigen- und Nichterwerbs-
tätigenhaushalten bezogen auf PC-
Besitz und Internetzugang deutlich
gravierender als beim Besitz eines
Handys. Vor allem in den unteren
Klassen des Haushaltsnettoeinkom-
mens besteht ein Zusammenhang

zwischen Erwerbstätigkeit und PC-Be-
sitz bzw. Internetzugang. Der Anteil
ist bei den Nichterwerbstätigenhaus-
halten weniger als halb so hoch wie
bei den Erwerbstätigenhaushalten.
Nur jeder vierte Nichterwerbstätigen-
haushalt mit geringem Einkommen
hat einen PC,  beim Internetanschluss
ist der Anteil mit unter 20 % noch
geringer. Bei Haushalten mit mittle-

rem und hohem Einkommen relati-
viert sich der Einfluss der Erwerbstä-
tigkeit, auch wenn beim Internetan-
schluss die Abstände weiterhin deut-
lich größer sind. Während 88 % der
Erwerbstätigenhaushalte mit hohem
Einkommen einen PC haben, sind es
bei den Nichterwerbstätigenhaushal-

5

Handy

PC

eigener 
Internetzugang

100 % 50 % 0 % 50 % 100 %

67 %

49 %

37 %

91 %

85 %

63 %

Abb. 4 Technische Ausstattung bei Haushalten 
mit und ohne Kinder(n) 2002

Grafik: LDS NRW

Haushalte ohne Kinder Haushalte mit Kindern

unter 1 700

1 700 – 2 900

2 900 und mehr

0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

27 %

48 %

70 %

39 %

68 %

84 %

57 %

82 %

92 %

Abb. 5 Besitz ausgewählter Technologien 2002 nach Haushaltsnetto-
einkommen

Grafik: LDS NRW

Handy Personalcomputer InternetMonatliches 
Haushaltsnetto-

einkommen 
von ... bis 

unter ... EUR

Anteil der Haushalte



Statistische Analysen und Studien NRW, Band 12

ten immerhin noch 61 %. Dreiviertel
der Erwerbstätigenhaushalte mit ho-
hem Einkommen und 47 % der Nicht-
erwerbstätigenhaushalte mit hohem
Einkommen verfügen über einen In-
ternetanschluss.

Der Handybesitz hängt bei Nichter-
werbstätigen stärker von der Höhe
des Haushaltsnettoeinkommens ab
als bei Erwerbstätigen. Erwerbstätige
besitzen auch bei niedrigerem Ein-
kommen häufiger ein Handy. Bei
Nichterwerbstätigen steigt der Anteil
der Handybesitzer erst mit wachsen-
dem Einkommen deutlich an. Bei ei-
nem Einkommen von unter 1 700
Euro hatten 76 % der Erwerbstäti-
genhaushalte ein Handy, während es
bei den Nichterwerbstätigenhaushal-
ten nur 47 % waren. Bei hohem Ein-
kommen liegt der Handyanteil der
Nichterwerbstätigenhaushalte nur
noch 9 Prozentpunkte unter dem An-
teil der Erwerbstätigenhaushalte.

Betrachtet man die drei ausgewählten
Technologien in Erwerbstätigenhaus-
halten nach der beruflichen Stellung
des Haupteinkommensbeziehers, so
erkennt man, dass die Nutzungsgrade
bei Selbstständigen, Beamtinnen/Be-
amten und Angestellten etwa gleich
hoch sind. Bei Arbeiterhaushalten mit
niedrigem Einkommen hingegen lie-
gen die Anteile ca. 10 Prozentpunkte
unter den Ergebnissen der übrigen Er-
werbstätigenhaushalte. 

Abweichungen ergeben sich auch
beim Vergleich der  Rentnerhaushal-
te mit den übrigen Haushalten. Rent-
nerhaushalte haben offenbar ein
stärkeres Interesse an Kommunikati-
on als an PC- und Internettechnolo-
gie, wobei auch hier eine Abhängig-
keit vom Haushaltsnettoeinkommen
festzustellen ist. Während Rentner-
haushalte mit geringem Haushalts-
nettoeinkommen nur in 39 % der Fäl-
le ein Handy besitzen, ist der Anteil
bei hohem Einkommen auf ähnli-
chem Niveau wie bei den Nichter-
werbstätigenhaushalten. Hingegen
bleiben der PC-Besitz und der Inter-
netzugang in allen Einkommensklas-
sen  für Rentnerhaushalte deutlich
hinter den Ergebnissen der übrigen
Haushalte zurück. Selbst bei einem
Haushaltsnettoeinkommen von 2 900

Euro und mehr im Monat hat nur je-
der zweite Rentnerhaushalt einen PC.

Für den Nichtbesitz von Internetan-
schlüssen sind viele unterschiedliche
Gründe denkbar. Entgegen gängiger
Vermutung, dass Sicherheitsbeden-
ken zu den Hauptgründen zählen,
zeigte sich, dass dieser Aspekt nur
für 16 % eine Rolle spielte. 47 % der
Haushalte, die das Internet nicht von
zu Hause nutzen, haben kein Inte-
resse an dieser Technologie  bzw. er-
achten die Inhalte des Internets für
ihren Haushalt als nicht nützlich. Als
zweithäufigster Grund wurden die
Anschaffungskosten angegeben, die
ein eigener Internetanschluss bedeu-
ten würde (35 %). Rund 31 % der

Haushalte halten die Zugangs- bzw.
Telefonkosten für zu hoch. Die Mög-
lichkeit von anderer Stelle auf das
Internet zuzugreifen, z. B. vom Ar-
beitsplatz, vom Internetcafe oder
bei Nachbarn, ist für 27 % der be-
fragten Haushalte ein Grund auf ei-
nen eigenen Internetzugang zu ver-
zichten. 

PC- und Internetnutzung

Bei der Beantwortung der Fragen zur
persönlichen Internetnutzung war es
unerheblich, ob ein eigener PC- oder
Internetanschluss vorhanden war. Es
spielte auch keine Rolle, ob PC oder
Internet privat, beruflich oder im
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Rahmen einer Ausbildung genutzt
wurde. Nochmals sei darauf hinge-
wiesen, dass sich die Aussagen zur
Nutzung von Internettechnik nur auf
Personen beziehen, die älter als
10 Jahre sind.

Rund 62 % der nordrhein-westfä-
lischen Bevölkerung nutzten inner-
halb des 1. Quartals 2002 den PC und
immerhin 47 % das Internet. Aller-
dings ist die PC- und Internetnutzung
stark von bestimmten persönlichen
und sozialen Merkmalen abhängig.
Auf den ersten Blick nutzen Männer
häufiger PC (67 %) und Internet
(52 %) als Frauen (PC: 56 %; Internet:
42 %). Das liegt vor allem daran, dass
Hausfrauen und Rentnerinnen den
PC seltener einschalten. In letzterer
Gruppe liegt die PC-Nutzung unter
30 % und beim Internet sogar unter
20 %. Dagegen nutzen weibliche Ar-
beitslose z. B. den PC erheblich häufi-
ger als die männliche Vergleichsgrup-
pe. Bei Erwerbstätigen und bei Schü-
ler(inne)n, Student(inn)en und Aus-
zubildenden sind die Unterschiede
zwischen den Geschlechtern gering.

Betrachtet man den Anteil der PC-
und Internetnutzer/-innen nach ihrer
sozialen Stellung, so erkennt man,
dass Erwerbstätigkeit und Ausbil-
dung wichtige Faktoren für PC-
und Internetnutzung sind. Stu-
dent(inn)en sind die häufigsten Kon-
sumenten von PC- und Internet-
diensten. Mehr als 80 % der Erwerbs-
tätigen, Schüler/-innen und Stu-
dent(inn)en nutzen den PC, mehr als
60 % das Internet. Hausfrauen und

Rentner/-innen schalten den PC nur
halb so häufig ein. Auch die Arbeits-
losen gebrauchen PC und Internet re-
lativ häufig; immerhin haben mehr
als die Hälfte angegeben, einen PC
zu nutzen, und etwas mehr als 40 %
surfen auch im Internet. 

Untersucht man die PC- und Inter-
netnutzer/-innen nach ihrem Bil-
dungsniveau, ergeben sich deutliche
Unterschiede hinsichtlich der Ver-
wendung von Computern und Onli-
nediensten. Um den Einfluss des Bil-
dungsstandes auf die Nutzung mo-
derner Informations- und Kommuni-
kationstechnologien prüfen zu kön-
nen, wurden drei grobe Kategorien
formaler Bildung anhand der Anga-

ben der Befragten zum allgemeinen
und zum beruflichen Bildungsab-
schluss dargestellt:

– niedriges Bildungsniveau: weder
allgemeiner Schulabschluss noch
beruflicher Abschluss vorhanden,
Hauptschul- oder Realschulabschluss
ohne beruflichen Abschluss

– mittleres Bildungsniveau: Fachhoch-
schul-/Hochschulreife ohne berufli-
chen Abschluss, Abschluss einer
Lehrausbildung, berufsqualifizie-
render Abschluss an Berufs-/Kolleg-
schulen

– hohes Bildungsniveau: Meister/
Technikerausbildung oder gleich-
wertiger Fachhochschulabschluss,
Fachhochschul-/Hochschulabschluss,
Promotion

Je niedriger der Bildungsstand desto
seltener werden PC und Internet ge-
nutzt. Ein ähnliches Verhältnis ergibt
sich bei der Untersuchung nach dem
persönlichen Nettoeinkommen der
Nutzer. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass das Bildungsniveau und das per-
sönliche Nettoeinkommen miteinan-
der korrelieren. Es fällt auf, dass die
PC- und Internetnutzung ab einem
Einkommen von 1 500 Euro ansteigt.
Für niedrigere Einkommen von 700
bis unter 1 500 Euro liegt die PC-Nut-
zung bei 50 % und die Internetnut-
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Abb. 9 PC- und Internetnutzung 2002 nach sozialer Stellung
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zung bei knapp 40 %. Die etwas
höheren Werte in den Klassen ohne
Einkommen sowie unter 700 Euro
werden durch Schüler/-innen, Stu-
dent(inn)en und Auszubildende ver-
ursacht, die eine überdurchschnittli-
che PC- und Internetnutzung aufwei-
sen.

Wird die PC- und Internetnutzung
nach Altersklassen differenziert, so
fallen zwei Altersgruppen mit be-
sonders hohen Anteilswerten auf: Ju-
gendliche im Alter zwischen 10 und
18 Jahren sowie die 18- bis 24-Jähri-
gen, die noch in der Ausbildung sind
oder am Beginn ihres Berufslebens
stehen, nutzen zu 90 % einen PC.
Auch bei  der Internetnutzung ist es
wiederum die Gruppe junger Men-
schen in Ausbildung oder als Berufs-
einsteiger, für die die Nutzung des
Internets offensichtlich bereits selbst-
verständlich geworden ist. In den hö-
heren Altersgruppen liegen die An-
teile der Internetnutzer/-innen deut-
lich niedriger. Ein Grund dafür könn-
te sein, dass in diesen Altersklassen
der Wissensstand hinsichtlich PC- und
Internetnutzung noch nicht so weit
verbreitet ist.

Der größte Teil der PC-Nutzer/-innen
schaltet den PC täglich ein (57 %),
rund 31 % mindestens einmal in der
Woche. Bei der Internetnutzung sieht
es etwas anders aus. Täglich surfen
36 % der Internetnutzer/-innen und
44 % mindestens einmal die Woche. 

Betrachtet man PC- und Internetakti-
vitäten nach Ort und Intensität der
Nutzung, so fällt auf, dass der PC täg-
lich genauso häufig zu Hause wie am
Arbeitsplatz genutzt wird. Diejeni-
gen, die das Internet täglich nutzen,
tun dies häufiger von zu Hause aus
als am Arbeitsplatz. Auch wer nicht
täglich, aber mindestens einmal in
der Woche PC oder Internet nutzt,
macht dies überwiegend von zu Hau-
se aus. Wird beides seltener genutzt,
spielen auch andere Orte wie z. B. In-
ternetcafe oder Nachbarn eine grö-
ßere Rolle.

Bei der Internetnutzung wurde die
Dauer unter zwei verschiedenen Ge-
sichtspunkten betrachtet. Zum einen
wurde der Haushalt hinsichtlich Ein-
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wahldauer und durchschnittlicher
Surfzeit des ausschließlich privaten
Internetzugangs befragt. Zum ande-
ren wurde die Dauer der persönli-
chen Internetnutzung, egal ob von
zu Hause oder woanders, betrachtet.

Bei der ausschließlich privaten Nut-
zung des Internets gaben 44 % der
befragten Haushalte die Einwahl-
dauer pro Internetsitzung mit unter
30 Minuten an. 34 % blieben zwi-
schen 30 und 60 Minuten online;
über ein Fünftel surfte länger als
eine Stunde. Ca. 20 % der Haushalte
surfen mit einer Flatrate. Eine Flatra-
te ist ein monatlicher Pauschalpreis
eines Onlineanbieters, der unabhän-
gig von der Dauer und Häufigkeit
der Internetsitzungen gezahlt wird.
Längere Einwahlzeiten und das Be-
nutzen einer Flatrate stehen in un-
mittelbarem Zusammenhang. Bei
Haushalten, die eine Flatrate nut-
zen, beträgt die Einwahldauer pro
Internetsitzung in knapp 50 % der
Fälle über 60 Minuten. Ohne Flatrate
sind das nur 15 %. Mehr als 51 %
der Haushalte, die keine Flatrate
nutzen, haben eine Einwahldauer
von unter 30 Minuten. Betrachtet
man die Gesamtzeit pro Woche, die
ein Haushalt online ist, so wird die
Bedeutung der Flatrate noch deutli-
cher. Haushalte mit Flatrate  surften
durchschnittlich  rd. 10 Stunden pro
Woche, wogegen diese Dauer bei
Haushalten ohne Flatrate nur ca.
2,5 Stunden pro Woche betrug.

Bei der Frage, wie viele Stunden in
der Woche im Durchschnitt pro Haus-
halt der private Internetanschluss ge-
nutzt wurde, stellte sich heraus, dass
50 % der Haushalte 3,5 Stunden und
länger surfen. 25 % surfen länger als
5,5 Stunden und immerhin 10 % der
Haushalte sind länger als 15,5 Stun-
den online.

Analysiert man die Zeiten, in denen
der private Internetanschluss in den
Haushalten genutzt wird, kann man
keine spezifischen Gewohnheiten er-
kennen. Das Surfverhalten ist ein sehr
individuelles, von den einzelnen
Haushalten abhängiges Merkmal. Es
lassen sich nur wenige generelle Aus-
sagen treffen. Montags bis freitags
zwischen 8 und 18 Uhr wird der pri-

vate Internetanschluss am wenigsten
genutzt. In der Freizeit, also sowohl
montags bis freitags nach 18 Uhr wie
auch am Wochenende sind die Antei-
le der Surfzeiten relativ gleichmäßig 
verteilt. Allerdings fällt auf, dass
montags bis freitags in der Freizeit
etwas häufiger gesurft wird als am
Wochenende. 

Im Folgenden wird die Dauer der
persönlichen Nutzung des Internets
näher betrachtet. Hierbei war es
egal ob der private Internetanschluss

oder ein anderer genutzt wurde. Ein
Viertel aller befragten Nutzer/-innen
gab an, wöchentlich im Durchschnitt
3 bis 5 Stunden online gewesen zu
sein. Vergleicht man die Surfdauer
von Männern und Frauen, so erge-
ben sich deutliche Unterschiede.
Männer surfen erheblich länger als
Frauen. 44 % der Frauen, aber nur
31 % der Männer surften weniger
als 2 Stunden. Dagegen gaben 26 %
der Männer aber nur 15 % der Frau-
en eine Surfzeit von mehr als 5 Stun-
den an. 
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Untersucht man, wozu das Internet
genutzt wird, stellt man fest, dass am
häufigsten nach Informationen ge-
sucht wird. An zweiter Stelle steht
die Kommunikation und an dritter
Stelle das Abwickeln von Bankge-
schäften. Hier fallen allerdings Unter-
schiede hinsichtlich der Internetakti-
vitäten zwischen Männern und Frau-
en auf. Männer betreiben Onlineban-
king wesentlich häufiger als Frauen.
Auch Kontakte zu Institutionen su-
chen Männer häufiger als Frauen.

Den privaten Internetanschluss in den
eigenen vier Wänden nutzen 23 %
auch für berufliche Zwecke, wobei
auch hier die Suche nach Informa-
tionen im Vordergrund steht. Hier
gilt, je höher das Bildungsniveau,
desto häufiger auch die berufliche
Nutzung des privaten PCs.

Bereits 45 % der Personen, die im
1. Quartal 2002 das Internet nutzten,
haben Erfahrungen im Bestellen oder
Kaufen von Waren oder Dienstleis-

tungen (ohne Homebanking) über
das Internet. Dies entspricht ca. 21 %
der nordrhein-westfälischen Gesamt-
bevölkerung. Damit liegt der E-Com-
merce-Anteil in Nordrhein-Westfalen
sehr hoch. Zusammen mit dem Bun-
desergebnis steht NRW im europäi-
schen Vergleich an zweiter Stelle hin-
ter Großbritannien. 

Alle weiteren Analysen beziehen sich
auf die Personen, die im 1. Quar-
tal 2002 online eingekauft haben. Inter-
netkäufe werden in erster Linie mittels
PC getätigt (98 %). Neue Technologien
wie z. B. Internetzugang über Palmtop,
Fernseher, Handy oder Spielkonsolen
spielen eine unbedeutende Rolle.

Fast die Hälfte aller Onlinebestellun-
gen entfielen auf Bücher und Zeit-
schriften, etwas weniger als ein Drit-
tel auf Kleidung und Sportartikel,
ein Viertel auf Filme und Musik und
von weniger als einem Fünftel wur-
den Reisen via Internet gebucht.
Elektronikartikel sowie Soft- und
Hardware werden relativ selten on-
line geordert. Zu sonstigen Käufen
über das Internet zählten vor allem
Spielzeug, Kosmetik und Autozube-
hör bzw. Ersatzteile. Betrachtet man
die durchschnittliche Höhe der On-
lineausgaben, ergeben sich andere
Kaufschwerpunkte. Hier liegen die
durchschnittlichen Ausgaben für
Reisen mit 486 Euro deutlich höher
als die durchschnittlichen Ausgaben
für Bücher und Zeitschriften, was
natürlich an den unterschiedlichen
Preisen der einzelnen Produkte
liegt.
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Bei den Angaben über die Kosten für
Dienstleistungen und Einkäufe über
das Internet ist zu berücksichtigen,
dass die befragten Teilnehmer/-innen
nur um eine grobe Schätzung der
Ausgaben gebeten wurden.

Im 1. Quartal 2002 wurde in NRW ins-
gesamt  für rd. 639 Mill. Euro online
eingekauft. Im Durchschnitt gaben
die Onlinekäufer/-innen in diesem
Zeitraum rd. 260 Euro aus. Jedoch be-
stellte knapp die Hälfte der Online-
käufer/-innen insgesamt für weniger
als 100 Euro.

14 % der E-Commerce-Nutzer/-innen
haben bereits Erfahrung im Bezah-
len mit Kreditkarte im Netz. In Ver-
bindung mit den Sicherheitsbeden-
ken der privaten E-Commerce-Nut-
zer/-innen ist zu sehen, dass mehr
als die Hälfte (51 %) der Personen
nur bei Firmen kauft, die ihnen auch
außerhalb des Internets bekannt
sind. Ein Fünftel (20 %) gab an, so-
wohl bei Firmen, die ihnen außer-
halb des Netzes bekannt sind, als
auch bei Anbietern, die sie aus-
schließlich nur aus dem Internet
kennen, zu kaufen. 27 % kaufen
ausschließlich bei Firmen, die sie nur
aus dem Internet kennen. Das liegt
zum Teil daran, dass einige Firmen
nur im Internet handeln und keine
Filialen betreiben. Nur 6 % der E-
Commerce-Nutzer/-innen haben bis-
lang negative Erfahrungen gemacht.
Hauptprobleme waren zu lange Lie-
ferzeiten und sonstige Probleme,
wie z. B. technische Schwierigkeiten
oder dass bestellte Ware nicht gelie-
fert wurde.

Interessant ist auch, welche Gründe
gegen eine Nutzung von E-Commer-
ce genannt wurden. Von den 55 %
der Internetnutzer/-innen, die nicht
an E-Commerce teilnehmen, gaben
mehr als die Hälfte an, lieber im Ge-
schäft zu kaufen, da sie hier persön-
lich beraten werden bzw. ein Produkt
ansehen können. Fast die Hälfte gab
an, dass sie bis jetzt keinen Bedarf
hatten. Im Gegensatz zur allgemei-
nen Nutzung des Internets bestehen
beim Einkaufen über das Internet
doppelt so häufig Sicherheitsbe-
denken. 
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Zusammenfassung 
und Ausblick

Insgesamt ist festzuhalten, dass Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologie eine wichtige Rolle bei der
Bevölkerung in NRW einnimmt. Es ist
zu erwarten, dass die positive Ent-
wicklung dieser Technologien weiter
anhält. Handy und PC sind vor allem
bei der jüngeren Bevölkerung inzwi-
schen eine Selbstverständlichkeit und
auch der Anteil der Internetnutzung
nimmt weiter zu. Dabei ist der Be-
reich E-Commerce stark ausbaufähig.
Insbesondere dann, wenn durch hö-

heres Sicherheitsbewusstsein der E-
Commerce-Betreiber die Sicherheits-
bedenken der Nutzer/-innen, die bei
der normalen Internetnutzung nur
noch eine untergeordnete Rolle spie-
len, verringert werden.

Um diese Entwicklung beobachten zu
können, wird im Jahr 2003 eine wei-
tere Erhebung zum Thema Informati-
ons- und Kommunikationstechnologi-
en in privaten Haushalten durchge-
führt. Mit einem etwas modifizierten
Fragebogen sollen weitere Themen-
bereiche, wie z. B. die Ausbildung im
EDV-Bereich, untersucht werden. Ver-

mutungen, dass die schlechtere Aus-
bildung Älterer zu geringerer Nut-
zung führt, können so überprüft wer-
den. Längerfristig beabsichtigt Euro-
stat ab dem Jahr 2004 diese Befra-
gungen jährlich in das europäische
statistische Programm aufzunehmen.
Zusammen mit den europaweiten Er-
hebungen zu Informations- und
Kommunikationstechnologien in Un-
ternehmen werden dann Zeitverglei-
che und die Abbildung eines statisti-
schen Gesamtbildes der Informations-
gesellschaft in allen Teilnehmerstaa-
ten möglich.
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Statistik regional 2003

Daten aller statistischen Ämter der Länder und des Bundes auf CD – einschl. Recherchesoftware 
EASYSTAT; damit lassen sich auf dem eigenen PC wirtschaftliche und soziale Fakten aus dem brei-
ten Angebot der amtlichen Statistik für alle deutschen kreisfreien Städte und Kreise, Länder und
den Bund selbst recherchieren, zusammenstellen oder für eigene Auswertungen exportieren. (Be-
stell-Nr. R 15 8 2003 00; ISBN 3-935372-44-2).

Die CD enthält Informationen zu den Themenbereichen:

– Gebiet und Bevölkerung – Baulandverkäufe
– Gesundheitswesen – Fremdenverkehr
– Unterricht und Bildung – Verkehr
– Beschäftigung/Erwerbstätigkeit/ – Jugendhilfe

Arbeitslosigkeit – Öffentliche Finanzen
– Land- und Forstwirtschaft – Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
– Produzierendes Gewerbe – Umwelt
– Gebäude und Wohnungen – Wahlen
– Bautätigkeit

NRW regional 2003

Die CD bietet einen umfangreichen und aktuellen Querschnitt (rund sieben Millionen Daten) aus
den wichtigsten Bereichen der amtlichen Statistik für alle Gemeinden des Landes, einschl. Summen-
werten für die Kreise, Regierungsbezirke und das Land NRW. Mit Recherchesoftware EASYSTAT.
(Bestell-Nr. R 20 8 2003 00; ISBN 3-935372-45-0). Die Merkmale ergänzen das Angebot der CD-ROM
„Gemeindedaten NRW“ aus dem Taschenbuch „Die Gemeinden Nordrhein-Westfalens, Informatio-
nen aus der amtlichen Statistik“.

Statistik regional 2003; NRW regional 2003
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Arbeitslosigkeit, Erwerbslosigkeit, Stille Reserve 
– unterschiedliche Messkonzepte zur Beschreibung 

der Beschäftigungslücke

Dr. Wolfgang Seifert

Definition 
von Erwerbslosigkeit, 
Arbeitslosigkeit 
und Stiller Reserve

Erwerbslosigkeit und Arbeitslosigkeit
unterscheiden sich in der Definition
vor allem in zwei Punkten: 

• Im Erwerbslosenkonzept nach dem
ILO-Ansatz gilt jede Person, die min-
destens eine Stunde in der Woche
eine Erwerbstätigkeit ausübt, als er-
werbstätig. Arbeitslose mit einem
Nebenverdienst werden nach die-
sem Konzept somit nicht als Er-
werbslose, sondern als Erwerbstäti-
ge gezählt. 

• Das ILO-Konzept orientiert sich
streng an der Verfügbarkeit für den
Arbeitsmarkt und dem aktiven Be-
mühen um einen Arbeitsplatz. Per
Definition gilt dies zwar auch für
Arbeitslose, allerdings bestehen
beim Erwerbslosenkonzept strenge
Richtlinien in Bezug auf Verfügbar-
keit und aktive Maßnahmen der Ar-
beitssuche.

Nach der exakten Definition der Bun-
desanstalt für Arbeit sind Arbeitslose
Arbeitsuchende bis zur Vollendung
des 65. Lebensjahres, die beschäfti-
gungslos, nicht Schüler/-innen, Stu-
dent(inn)en oder Teilnehmer/-innen
an beruflichen Weiterbildungsmaß-
nahmen, nicht arbeitsunfähig er-
krankt, nicht Empfänger/-innen von
Altersrente sind und eine versiche-
rungspflichtige, mindestens 15 Stun-
den wöchentlich umfassende Arbeit
suchen. Sie müssen ferner für die Ar-
beitsaufnahme sofort zur Verfügung
stehen. Arbeitslose müssen sich per-
sönlich bei ihrem Arbeitsamt gemel-
det haben. Arbeitslosenquoten wer-
den als Anteil der Arbeitslosen an al-
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Das Regierungsprogramm der Bundesregierung sieht für diese Legislaturperio-
de die Schaffung einer international vergleichbaren Arbeitsmarktstatistik vor,
in der nur Personen erfasst werden, die dem Arbeitsmarkt tatsächlich zur Ver-
fügung stehen. Damit soll die Arbeitslosenstatistik aussagekräftiger und trans-
parenter werden. 

Die Arbeitslosenstatistik wird derzeit als Bestandsstatistik bei der Bundesan-
stalt für Arbeit (BA) geführt. Sie erfasst alle Personen, die arbeitslos gemeldet
sind und reflektiert somit im Wesentlichen die deutsche Sozialgesetzgebung
in diesem Bereich, eine internationale Vergleichbarkeit dieser Statistik ist je-
doch nicht gegeben. International haben sich die Standards der International
Labour Organization (ILO) durchgesetzt. In Deutschland konnte das ILO-Kon-
zept bislang nur auf Jahresbasis mit dem Mikrozensus umgesetzt werden. Für
eine aktive Beschäftigungspolitik sind jedoch aktuelle Monatsdaten erforder-
lich. Monatsdaten können aus dem Mikrozensus erst ab dem Jahr 2005, d. h.
nach Einführung der kontinuierlichen, über das ganze Jahr verteilten (unter-
jährigen) Erhebung, erzeugt werden. In den Jahren 2003 und 2004 wird der
ILO-Erwerbsstatus vom Statistische Bundesamt auf der Basis von telefonischen
Interviews erhoben. Aus rechtlichen Gründen (§ 7-Erhebung1)) können dabei
bundesweit 10 000 Personen monatlich befragt werden. Allerdings reicht die-
se hohe Zahl an Interviews nicht aus, um den Qualitätsansprüchen der EU ge-
recht zu werden. 

Trotz der derzeit noch bestehenden Erhebungsschwierigkeiten kann davon
ausgegangen werden, dass die Erwerbslosenstatistik nach dem ILO-Konzept
künftig an Bedeutung gewinnt. Beide Messkonzepte, d. h. die Arbeitslosensta-
tistik und die Erwerbslosenstatistik nach ILO, haben jedoch gemeinsam, dass
sie nicht alle Personen erfassen, die zwar einen Erwerbswunsch haben, diesen
aber aus den verschiedensten Gründen nicht realisieren können. Dieser Perso-
nenkreis, der nicht durch die offizielle Arbeits- bzw. Erwerbslosenstatistik er-
fasst wird, aber dennoch den Wunsch hat, einer Erwerbstätigkeit nachzuge-
hen, wird als Stille Reserve bezeichnet. Wenn es darum geht, die bestehende
Beschäftigungslücke auf dem Arbeitsmarkt aufzuzeigen, muss diese Gruppe
ebenfalls betrachtet werden2).

Im Folgenden wird zunächst verglichen, in welchen Bereichen sich das ILO-Er-
werbslosenkonzept mit der Erfassung der Arbeitslosigkeit nach dem Konzept
der BA deckt bzw. wo Unterschiede bestehen. Dabei werden zunächst die un-
terschiedlichen Definitionen der beiden Ansätze zur Erfassung von Arbeits-
bzw. Erwerbslosigkeit dargestellt. Daran anschließend wird auf Basis des Mik-
rozensus untersucht, welcher Überschneidungsgrad bei beiden Ansätzen ge-
geben ist und wie sich die Erwerbslosen- und Arbeitslosenzahlen bzw. -quoten
absolut voneinander unterscheiden. Darüber hinaus wird dargestellt, wie groß
das Potential der Stillen Reserve ist, das in der Definition von Arbeitslosigkeit
nicht abgedeckt wird.

–––––––––––
1) Erhebungen nach § 7 BstatG sind Erhebungen, die ohne Auskunftspflicht mit einem Höchstum-
fang von 10 000 Befragten durchgeführt werden können, um den kurzfristigen Datenbedarf für
Zwecke der Vorbereitung und Begründung anstehender Entscheidungen oberster Bundesbehörden
oder   zur Klärung wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen auf dem Gebiet der Statistik zu
befriedigen.  – 2) Vgl. Stellmach, Petra: Arbeitslosigkeit: Die halbe Wahrheit über die Beschäftigungs-
lücke, in: Gesundheits- und Sozialpolitik 1 – 2/2003, S. 30 – 35.
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len zivilen Erwerbspersonen berech-
net3).

Gemäß dem ILO-Konzept sind Perso-
nen erwerbslos, wenn sie keiner Be-
schäftigung nachgehen, sie dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stehen und
sich aktiv um eine Stelle bemühen.
Als erwerbslos werden auch diejeni-
gen angesehen, die bereits eine Stel-
le gefunden haben, diese jedoch zu
einem späteren Zeitpunkt antreten.
Keiner Beschäftigung nachgehen
heißt nach dem ILO-Erwerbskonzept,
dass auch keine geringfügige Be-
schäftigung – und sei es nur von ei-
ner Stunde – ausgeübt wird. Dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stehen be-
deutet, dass eine angebotene Stelle
innerhalb von zwei Wochen angetre-
ten werden kann. Aktives Bemühen
um eine Stelle ist dann gegeben,
wenn die Erwerbslosen innerhalb der
letzten vier Wochen Aktivitäten er-
griffen haben, um einen Arbeitsplatz
zu finden. Während nach dem Ar-
beitslosenkonzept über 65-Jährige
nicht arbeitslos sein können, setzt das
ILO-Erwerbskonzept die Altersgrenze
erst bei 75 Jahren.

Eine Besonderheit des ILO-Konzepts
liegt darin, dass methodisch bedingt
Erwerbslose geringfügig unter- und
Erwerbstätige in gleichem Maße

übererfasst werden. Nach dem ILO-
Konzept wird der Erwerbsstatus nicht
für einen Stichtag, sondern für eine
Berichtswoche erhoben. Da alle Per-
sonen als erwerbstätig angesehen
werden, die mindestens eine Stunde
in der Berichtswoche gearbeitet ha-
ben, werden Personen, die in der Be-
richtswoche von Erwerbslosigkeit in
Erwerbstätigkeit oder in der umge-
kehrter Richtung gewechselt sind, je-
weils als Erwerbstätige klassifiziert.
Damit kommt es im Vergleich zu
Stichtagsauswertungen zu einer ge-
ringfügigen Untererfassung der Er-
werbslosenzahl und zu einer entspre-
chenden Überschätzung der Zahl der
Erwerbstätigen. Wenn lediglich, wie
im Folgenden, Bestandszahlen an Er-
werbslosen betrachtet werden, sind
die Auswirkungen des beschriebenen
Effekts jedoch so klein, dass sie ver-
nachlässigt werden können4).

Eine präzise empirische Bestimmung
der Stillen Reserve ist schwierig, da
die Stille Reserve im Grenzbereich
zwischen Erwerbstätigkeit und Er-
werbslosigkeit und Nichterwerbstä-
tigkeit angesiedelt ist. Im Folgenden
wird hier weitgehend der Definition
von Stellmach gefolgt, die folgende
Personengruppen zur Stillen Reserve
zählt5):

• Die größte Gruppe sind Personen,
die einen Erwerbswunsch haben,

aber nicht arbeitslos gemeldet sind.
Konkret sind dies Nichterwerbstäti-
ge, die eine Stelle suchen, aber
nicht arbeitslos gemeldet sind und
Nichterwerbstätige, die sich zum
Zeitpunkt der Befragung zwar nicht
aktiv um eine Stelle bemühen, die
aber dennoch den Wunsch äußer-
ten, eine Erwerbstätigkeit aufneh-
men zu wollen. Zu dieser „Stillen
Reserve im engeren Sinne“ zählen
z. B. Frauen, die nach der Kinderer-
ziehungsphase wieder erwerbstätig
werden wollen, aber den Hausfrau-
enstatus beibehalten, bis sie eine
Stelle finden, oder Jugendliche, die
keinen Ausbildungs- oder Arbeits-
platz finden. Dieser Personenkreis
stellt mit 85,2 % die große Mehr-
heit der Stillen Reserve.

• Personen, die sich in einer arbeits-
amtsgeförderten Beschäftigungs-
maßnahme befinden, sind eine wei-
tere Gruppe. Mit dem Mikrozensus
kann hier nur die Teilmenge derer
abgebildet werden, die an einer be-
ruflichen Fort- und Weiterbildung
teilnehmen, so dass das Potential
der Stillen Reserve in der folgenden
Darstellung noch unterschätzt wird.
Nach Angaben der Bundesanstalt
für Arbeit waren zum Befragungs-
zeitpunkt im Frühjahr 2002 rund
12 000 Personen in NRW im Rahmen
von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men tätig.

• Eine dritte, kleine Gruppe hat den
gleichen Hintergrund wie Personen
in arbeitsamtsgeförderter Beschäfti-
gung. Sie üben in irgendeiner Form
eine Übergangsbeschäftigung aus,
z. B. eine nicht qualifikationsadä-
quate Beschäftigung. Eine Voraus-
setzung zur Zuordnung zur Stillen
Reserve ist jedoch, dass sie sich aktiv
um einen anderen Arbeitsplatz be-
mühen.

Erwerbslosigkeit, 
Arbeitslosigkeit und 
Stille Reserve im Vergleich

Für den folgenden Vergleich wird so-
wohl für das Erwerbslosenkonzept als
auch für die Betrachtung der Ar-
beitslosigkeit eine einheitliche obere
Altersgrenze von 65 Jahren gesetzt.
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–––––––––––
3) Datenbasis für die Erwerbslosenstatistik sind
normalerweise alle Erwerbspersonen. Um eine
vergleichende Gegenüberstellung zu ermög-
lichen, werden hier jedoch auch für die Berech-
nung der Erwerbslosenquote nur die zivilen Er-
werbspersonen herangezogen.

–––––––––––
4) Die Untererfassung der Erwerbslosen fällt
erst dann ins Gewicht, wenn auf die Verände-
rung von Erwerbsquoten bei kurzer Periodizität
abgezielt wird. – 5) Vgl. Stellmach a. a. O.

Beschäftigungslücke im April 2002 nach dem Status 
der beschäftigungslosen Personen*)  

Grafik: LDS NRW
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Als arbeitslos gelten diejenigen, die
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet
sind.

Gemäß der unterschiedlichen Defini-
tionen ist die Zahl derer, die als er-
werbslos bzw. arbeitslos bezeichnet
werden, nicht deckungsgleich. Ge-
mäß der ILO-Definition waren im Ap-
ril 2002, berechnet auf der Basis des
Mikrozensus, 604 300 Personen in
NRW arbeits- und erwerbslos. Weite-
re 96 500 Personen waren arbeitslos,
aber nicht erwerbslos. Insgesamt wa-
ren somit – ebenfalls basierend auf
dem Mikrozensus – 700 800 arbeits-
los6). Die Stille Reserve beläuft sich
auf weitere 313 200 Personen, die
nicht erwerbslos bzw. arbeitslos ge-
meldet sind. Somit beläuft sich die
gesamte Beschäftigungslücke in NRW
auf 1 014 000 Personen.

Dementsprechend unterscheidet sich
auch die Erwerbs- bzw. Arbeitslosen-
quote: Jeweils bezogen auf alle Er-
werbspersonen7) lag die Arbeitslosen-
quote im April 2002 in NRW bei
8,6 %, während die Erwerbslosen-
quote bei 7,4 % lag. Wird die Stille
Reserve noch zu den Arbeitslosen
hinzugerechnet, so beläuft sich der
Anteil der gesamten Beschäftigungs-
lücke auf 11,9 %.

Im Folgenden  wird der Überschnei-
dungsgrad beider Konzepte zur Er-
fassung beschäftigungsloser Perso-
nen dargestellt. Erwerbslose nach
ILO-Definition und Arbeitslose wei-
sen eine deutliche Überschneidung
auf. 77,5 % der Arbeitslosen, die
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet
sind, sind auch nach der Definition
der ILO erwerbslos. 14,6 % der Ar-
beitslosen würden jedoch nach ILO-
Definition als nicht Erwerbstätige an-
gesehen und 7,9 % würden nach ILO-
Definition als Erwerbstätige einge-
stuft. Die Gruppe derjenigen, die
nach deutschem Recht zwar arbeits-
los, im ILO-Sinne jedoch erwerbstätig

sind, besteht überwiegend aus Ar-
beitslosen, die eine Nebentätigkeit
ausüben. Bei der Gruppe der Arbeits-
losen, die nach ILO-Konzept als Nicht-
erwerbstätige angesehen werden,
handelt es sich überwiegend um Per-
sonen, die dem Arbeitsmarkt nicht
unmittelbar zur Verfügung stehen. 

Strukturelle Merkmale 
von Erwerbslosen 

Im Folgenden wird dargestellt, wie
sich die Gruppen der Erwerbslosen,
der Arbeitslosen und der Stillen Re-

serve hinsichtlich sozio-demographi-
scher Merkmale unterscheiden. Da es
zwischen den Erwerbs- und Arbeitslo-
sen eine deutliche Überschneidung
gibt, wird bei den folgenden Analy-
sen nur der Teil der Arbeitslosen be-
trachtet, der arbeitslos, nicht aber er-
werbslos ist. Entsprechend werden
bei der Stillen Reserve Personen in
die Analyse einbezogen, die der Stil-
len Reserve zuzuordnen sind, nicht
aber arbeitslos gemeldet sind.

Der Frauenanteil der Erwerbslosen
liegt bei 36,4 % und ist somit ver-
gleichsweise niedrig. Bei der Gruppe
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–––––––––––
6) Als arbeitslos werden dabei diejenigen ge-
zählt, die angaben, beim Arbeitsamt arbeitslos
gemeldet zu sein. – 7) Mit Erwerbspersonen sind
hier Erwerbspersonen nach dem jeweiligen Kon-
zept gemeint. Die Prozentuierungsbasis bilden
beim Bezug auf Erwerbslosigkeit Erwerbslose
und Erwerbstätige, beim Bezug auf Arbeitslosig-
keit Arbeitslose und Erwerbstätige und beim Be-
zug auf die gesamte Beschäftigungslücke Ar-
beitslose, Stille Reserve und Erwerbstätige.

Status von Arbeitslosen nach dem Erwerbslosenkonzept der ILO*) 

im April 2002**)

Grafik: LDS NRW
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der Arbeitslosen, die nicht den Er-
werbslosen zugezählt werden, liegt
der Frauenanteil mit 43,7 % deutlich
höher. Nochmals wesentlich höher
liegt der Frauenanteil bei der Stillen
Reserve mit 63,7 %, so dass festgehal-
ten werden kann, dass bei Frauen ein
weit höheres, nicht genutztes Er-
werbspersonenpotential besteht als
bei Männern. 

Differenziert nach dem Alter zeigen
sich bei Erwerbslosen und Arbeitslo-
sen, die nicht erwerbslos sind, die
gleichen Tendenzen. Die unter
30-Jährigen sind jeweils in deutlich
geringerem Maße betroffen als die
anderen Altersgruppen. Sowohl bei
den Erwerbslosen als auch den Ar-
beitslosen waren jeweils nur rund
20 % im Alter von unter 30 Jahren.
Anders dagegen bei der Stillen Reser-
ve; hier spielen jüngere Personen
eine größere Rolle: 37,1 % waren un-
ter 30 Jahre alt. Arbeitnehmer/-innen
im Alter von 45 und mehr Jahren sind
dagegen bei der Stillen Reserve von
geringerer Bedeutung; nur 23,1 %
waren in dieser Altersgruppe, wäh-
rend es bei den Arbeits- und Erwerbs-
losen jeweils rund 40 % waren.

Bezogen auf die schulische Bildung
lassen sich zwischen Erwerbslosen
und Arbeitslosen nur geringe Unter-
schiede erkennen. Für beide Gruppen
ist der Hauptschulabschluss mit ei-
nem Anteil von jeweils über 50 % der
dominierende schulische Bildungsab-

schluss. Anders dagegen bei Perso-
nen, die der Stillen Reserve zuzurech-
nen sind, sie weisen durchschnittlich
einen höheren Bildungsgrad auf als
die beiden anderen Gruppen. Der
Anteil derer mit Abitur liegt mit
24,0 % in etwa doppelt so hoch wie
bei Erwerbs- bzw. Arbeitslosen. Über
einen Hauptschulabschluss verfügen
39,7 % der Stillen Reserve, während
dies auf 56,4 % der Erwerbslosen zu-
trifft. 

Bei der beruflichen Bildung zeigt sich
hingegen ein anderes Bild. Zwar un-
terscheiden sich auch in dieser Hin-
sicht Erwerbslose und Arbeitslose nur
wenig, doch die Stille Reserve weist
nicht mehr per se eine günstigere Bil-
dungsstruktur auf. Der Hochschulab-
schluss ist mit 5,6 % bei der Stillen
Reserve zwar bedeutsamer als bei
den beiden anderen Gruppen, aber
45,3 % der Personen, die der Stillen
Reserve zuzuordnen sind, verfügen
über keinen beruflichen Bildungsab-
schluss und somit deutlich mehr als
unter den Erwerbslosen, von denen
36,5 % ohne beruflichen Bildungsab-
schluss waren.

Somit kann festgehalten werden,
dass die Stille Reserve im Vergleich zu
den Erwerbs- oder Arbeitslosen
durchschnittlich jünger ist und Frau-
en deutlich überproportional vertre-
ten sind. Personen der Stillen Reserve
weisen ein höheres schulisches Bil-
dungsniveau auf, allerdings fehlt ih-

nen besonders oft eine Berufsausbil-
dung. Es kann deshalb angenommen 
werden, dass es sich bei diesem Per-
sonenkreis überwiegend um Perso-
nen handelt, die (noch) nicht Zugang
zum Arbeitsmarkt gefunden haben.

Schlussbemerkung

Eine Umstellung der Arbeitsmarktsta-
tistik von einer Arbeitslosenstatistik
hin zu einer Erwerbslosenstatistik hat
eine verstärkte Orientierung an der
Verfügbarkeit von Arbeitsuchenden
zur Folge, die aus arbeitsmarktpoliti-
schen Gesichtspunkten sinnvoll ist.
Beide Konzepte, das der Arbeitslosig-
keit und das der Erwerbslosigkeit, ha-
ben jedoch gemeinsam, dass sie nicht
das gesamte Ausmaß der bestehen-
den Beschäftigungslücke abbilden.
Bei der bloßen Fokussierung auf die
kurzfristige Verfügbarkeit oder die in
der Vergangenheit erworbenen An-
sprüche an die Arbeitslosenversiche-
rung wird übersehen, dass es eine
nicht unerhebliche Gruppe gibt, die
erwerbstätig sein will, aber keine An-
sprüche an die Arbeitslosenversiche-
rung hat. Dies betrifft insbesondere
jüngere Personen, die noch nicht er-
werbstätig waren. Eine umfassende
Arbeitsmarktstatistik sollte deshalb
neben dem nach dem internationa-
len Standard der Verfügbarkeit er-
hobenen Erwerbslosigkeitskriterium
auch das darüber hinausgehende Be-
darfskriterium, das auch die Stille Re-
serve umfasst, darstellen.
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Der Verbraucherpreisindex
Inflationsmessung in NRW und in der EU

Dipl.-Kfm. Bernd Kreuels

1 Der Verbraucher-
preisindex

Der Verbraucherpreisindex für Nord-
rhein-Westfalen bzw. für Deutsch-
land1) (VPI) misst die durchschnittli-
che Preisentwicklung von Waren und
Dienstleistungen, die von privaten
Haushalten für Konsumzwecke ge-
kauft werden. Mit diesem Index wird
die Veränderung der Preise für Güter
des täglichen Bedarfs (z. B. Lebens-
mittel, Bekleidung), für Mieten und
langlebige Gebrauchsgüter (z. B.
Kraftfahrzeuge, Kühlschränke), aber
auch für Dienstleistungen (z. B. Fri-
sör, Reinigung, Versicherungen) um-
fassend abgebildet. Der VPI dient Po-
litik, Wirtschaft und Verbrauchern zu
verschiedenen Zwecken, beispielswei-
se als Indikator für die Beurteilung
der Geldwertstabilität (Inflationsrate,
s. 3.1) mit Auswirkungen z. B. auf
Rentenanpassungen oder Tarifver-
handlungen, zur Wertsicherung wie-

derkehrender Zahlungen in Preisgleit-
klauseln (s. 1.2) oder zur Deflationie-
rung von Wertgrößen in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen,
beispielsweise zur Berechnung des re-
alen Wachstums. Rechtsgrundlage
der amtlichen Preisstatistik sind das
deutsche Preisstatistik-Gesetz in sei-
ner heute gültigen Form2) sowie ver-
schiedene EG-Verordnungen.

In Deutschland wird der Verbraucher-
preisindex, wie in vielen anderen
Ländern, als Laspeyres3)-Preisindex
(s. Seite 18) errechnet. Wie die übri-
gen Preisindizes der amtlichen Statis-
tik (Einzelhandelspreise, Erzeuger-
preise, Baupreise, Großhandelsver-
kaufspreise und Außenhandelspreise)
soll der VPI nur reine Preisverände-
rungen von Gütern messen. Dies wird
dadurch erreicht, dass die Preise für
ein im Zeitablauf quantitativ und

qualitativ unverändertes Bündel von
Konsumgütern, den so genannten
Warenkorb (s. 1.1), ermittelt und ver-
glichen werden. Bei den Berechnun-
gen werden deshalb die Verbrauchs-
struktur und alle für die Höhe des
Preises maßgeblichen Faktoren (u.a.
Mengeneinheit, Vertriebsweg, Liefer-
und Zahlungsbedingungen) konstant
gehalten. Ändert sich eines dieser
Merkmale, so kann die Differenz zwi-
schen dem neuen und dem zuletzt
gemeldeten Preis eine unechte Preis-
veränderung enthalten, die man mit-
tels verschiedener Qualitätsbereini-
gungsverfahren (s. 2) zu eliminieren
versucht.

Die Statistischen Ämter des Bundes
und der Länder berechnen den Ver-
braucherpreisindex für Deutschland
und die einzelnen Länder monatlich.
Zu diesem Zweck erheben in Nord-
rhein-Westfalen jeweils zur Monats-
mitte rund 45 Preisermittler im Auf-
trag des Landesamts für Datenverar-
beitung und Statistik NRW die Preise
für etwa 630 Waren und Dienstleis-
tungen des Warenkorbs in 20 Be-
richtsgemeinden und knapp 2 000
Berichtsstellen (z. B. Einzelhandelsge-
schäfte, Dienstleister). Weitere rund
120 Güterpreise werden vom Statisti-
schen Bundesamt für alle Länder
zentral ermittelt (z. B. Versandhan-
delspreise, Bahn- und Posttarife, Ver-
sicherungsbeiträge, Zigaretten-, Zeit-
schriften- und Arzneimittelpreise)
und gehen als bundeseinheitliche
Preise in die Indexberechnung des
Landes ein. Insgesamt werden mo-
natlich rund 35 000 Einzelpreise erho-
ben. Erfasst werden Anschaffungs-
preise (einschließlich Umsatz- und
Verbrauchssteuern) nach Abzug all-
gemein gewährter Preisnachlässe.

Gegen Ende eines Berichtsmonats
schätzt das Statistische Bundesamt
eine vorläufige Teuerungsrate für
ganz Deutschland auf Grund der Er-
gebnisse aus sechs Bundesländern
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Die Ergebnisse der Verbraucherpreisstatistik zählen zu den bekanntesten und
meist beachteten in der amtlichen Statistik. Bis auf geringfügige Änderungen
ist ihre gesetzliche Grundlage in Deutschland schon 45 Jahre alt. Nicht nur als
Basis für (geld-)politische Entscheidungen der Zentralbanken, sondern auch in
öffentlichen Debatten werden die Ergebnisse seit ehedem von den verschiede-
nen gesellschaftspolitisch bedeutsamen Gruppierungen, Parteien und Verbän-
den für die jeweilige Interessenslage genutzt. In jüngster Zeit wird der amtli-
chen Preisstatistik gelegentlich vorgeworfen, die Preissteigerungen nicht adä-
quat wiederzugeben; so hatte die europäische Gemeinschaftswährung nur
kurz nach ihrer Einführung im Volksmund bereits den Beinamen „Teuro“ er-
halten, obwohl die amtlich gemessene Inflationsrate schon seit längerem auf
sehr niedrigem Niveau verharrt.

Dieser Beitrag stellt daher zunächst das Erhebungs- und Berechnungsverfah-
ren des amtlichen Verbraucherpreisindexes am Beispiel Nordrhein-Westfalens
dar, beschreibt die jüngsten Veränderungen und beleuchtet sowohl gängige
als auch künftige Verfahren der Qualitätsbereinigung. Im Folgenden werden
die Probleme bei der Erstellung von Verbraucherpreisindizes auf europäischer
Ebene sowie deren Auswirkungen auf die Berechnung der Wertstabilität des
Euros dargestellt.

–––––––––––
1) bis Januar 2003: Preisindex für die Lebenshal-
tung aller privaten Haushalte

–––––––––––
2) Gesetz über die Preisstatistik vom 9. Au-
gust 1958, zuletzt geändert durch Art. 16 des
Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I
S. 3158) – 3) Ernst Louis Étienne Laspeyres,
deutscher Statistiker (1834 – 1913)
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(Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt-
temberg, Bayern, Brandenburg, Hes-
sen und Sachsen). Etwa zwei Wo-
chen später wird das endgültige Er-
gebnis für Deutschland mit tief ge-
gliederten Ergebnissen für Waren
und Dienstleistungen vorgelegt (Ver-
öffentlichungstermin i. d. R. zwi-
schen dem 10. und 15. des Monats,
der auf den Berichtsmonat folgt).
Die Abweichungen zwischen der
vorläufigen und der endgültigen
Teuerungsrate liegen in der Regel
bei maximal 0,1 Prozentpunkten. Die
Entwicklung der Verbraucherpreisin-
dizes für Nordrhein-Westfalen und
für ganz Deutschland verläuft höchst
gleichförmig, was natürlich auch an
dem großen Gewicht von NRW im
deutschen Verbraucherpreisindex
liegt.

Die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte im Land Nordrhein-West-
falen, dargestellt anhand des Ver-
braucherpreisindexes, hat sich von
1992 bis 2002, um fast ein Fünftel
(+19,0 %) verteuert. Im langfristigen
Trend schwächte sich der durch-
schnittliche jährliche Preisauftrieb in
NRW jedoch von etwa 2,5 % (1992 –
1997) auf rund 1,3 % im Schnitt der
letzten fünf Jahre ab.

Für die ersten vier Monate des Jahres
2003 errechnet sich in Nordrhein-
Westfalen gegenüber dem gleichen
Zeitraum des Vorjahres eine durch-
schnittliche Jahres-Veränderungsrate
von +1,1 %; die Veränderung  von
Januar bis April 2002 gegenüber dem

gleichen Zeitraum des Jahres 2001
betrug +1,7 %.

Im Jahresdurchschnitt 2002 ist der
Preisindex (Basis 2000 = 100) gegen-

über dem Vorjahr um 1,3 % gestie-
gen, was eine Abschwächung des
Preisauftriebs von zuvor 2,0 % im Jah-
resdurchschnitt 2001 bedeutet. Beson-
ders verteuerten sich die Dienstleis-
tungen der Kreditinstitute (+6,5 %),
Tabakwaren (+6,3 %), Personenbeför-
derung im Luft- (+4,9 %) bzw. Stra-
ßenverkehr (+4,7 %), Beherbergungs-
dienstleistungen (+ 4,3 %), Verzehr in
Gaststätten (+4,2 %), Fische und Fisch-
waren (+3,9 %), Brot und Dauer-
backwaren (+3,5 %), Pauschalreisen
(+3,0 %), Schuhe (+2,8 %) und Kraft-
stoffe (+2,3 %). Preisrückgänge gab es
unter anderem beim Heizöl (–8,6 %),
im Multimediabereich (–6,0 %), beim
Gas (–4,6 %), beim Schweinefleisch
(–3,4 %) und bei saisonabhängigen
Nahrungsmitteln (–2,7 %). Detaillierte
Tabellen der höchsten Veränderungs-
raten und der wirksamsten Verände-
rungen auf den Gesamtindex befin-
den sich auf den Seiten 20f.
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Der Laspeyres-Preisindex

(1) entspricht dem Quotienten aus den hypothetischen Gesamtausgaben der
Berichtsperiode (z. B. Mai 2003) und den Gesamtausgaben der Basisperiode
(z.Zt. das Jahr 2000) bei Verwendung des Warenkorbs aus der Basisperiode;
d.h. er gibt an, wie viel der Warenkorb der Basisperiode in der Berichtsperi-
ode kosten würde;
(2) lässt sich als gewogenes arithmetisches Mittel der individuellen Preisver-
hältnisse schreiben; die Gewichte sind dabei die jeweiligen Ausgabenanteile
an den Gesamtausgaben der Basisperiode:
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1.1 Wägungsschema

Die Preisveränderungen der einzel-
nen Waren und Dienstleistungen
werden gemäß der Verbrauchsbe-
deutung, die ihnen im Budget der
privaten Haushalte zukommt, im
Preisindex berücksichtigt. Hierzu wird
eine Verbrauchsstruktur (Wägungs-
schema) auf der Grundlage der Aus-
gaben der privaten Haushalte für die
Käufe von Waren und Dienstleistun-
gen bestimmt. Die Höhe und Struktur
der Ausgaben der privaten Haushalte
für Waren und Dienstleistungen wer-
den ermittelt aus der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe (EVS)4)

und der Statistik der Laufenden Wirt-
schaftsrechnungen. Ergänzend wer-
den hierfür Ergebnisse der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen,
der Steuerstatistiken und weiterer
amtlicher und nicht amtlicher Daten-
quellen verwendet.

Bei jeder Indexrevision wird der Erhe-
bungskatalog, also die Liste der in die
Preiserhebung einbezogenen Waren
und Dienstleistungen, aktualisiert.
Dies ist erforderlich, weil sich die Ver-
brauchsgewohnheiten und das Gü-
terangebot im Zeitablauf ändern. Die
Erfahrungen zeigen, dass eine Über-
arbeitung des Warenkorbes im Fünf-
Jahres-Turnus hinreichend ist, weil
sich die Verbrauchsgewohnheiten der
Haushalte relativ langsam verändern.
Neben dieser systematischen Revision
sind Anpassungen der Güterbeschrei-
bungen, die Aufnahme neuer Güter
oder der Austausch von Berichtsstel-
len bei Bedarf auch in der Zwischen-
zeit möglich. Solche Änderungen
werden aber unter der Zielsetzung
eines reinen Preisvergleichs auf wich-
tige Fälle beschränkt (bisher war die
Einbeziehung der Internetgebühren
bei den Telekommunikationsdienst-
leistungen der einzige Fall). Die Um-
stellung der Komponentengewichte
auf ein aktuelleres Wägungsschema
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–––––––––––
4) Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
(EVS) ist eine Statistik, die alle fünf Jahre (zu-
letzt 1998) bei rund 14 000 Haushalten im Land
durchgeführt wird, während die jährliche Sta-
tistik der Laufenden Wirtschaftsrechnungen
(LWR) in NRW jährlich knapp 1 000 Haushalte
umfasst. Auf freiwilliger Basis geben Privat-
haushalte Auskunft über ihre Einnahmen und
Ausgaben, über ihre Ausstattung mit Compu-
tern, Pkws, Mobiltelefonen, Videokameras so-
wie ihre Wohnverhältnisse.
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Verbraucherpreisindex
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alle fünf Jahre, normalerweise in den
auf 0 und 5 endenden Jahren, beein-
flusst die Jahresdurchschnittsergeb-
nisse nur geringfügig (Revisionsdiffe-
renzen).

Ein Vergleich der Wägungsschemata
von 1962 und 2000 spiegelt die Ent-
wicklung des Landes vom anfängli-
chen Wohlstand zur modernen Infor-
mations- und Dienstleistungsgesell-

schaft wider: Heute machen das
Wohnen sowie Freizeit- und Bil-
dungsdienstleistungen einen größe-
ren Anteil der privaten Konsumaus-
gaben als Anfang der 60er-Jahre aus,
während die Bedeutung der Ernäh-
rungskosten mehr als halbiert wurde.
Nahrungsmittel kosten heute real nur
noch etwa die Hälfte bis ein Drittel
des damaligen Werts. Der elektrische
Strom hat sich nicht nur bezogen auf

die Kaufkraft verbilligt, sondern so-
gar im nominalen Kaufpreis.

Da das früher in Deutschland verwen-
dete Systematische Verzeichnis der
Einnahmen und Ausgaben der priva-
ten Haushalte und die aktuelle, inter-
national gebräuchliche COICOP-Klas-
sifikation5) (Classification of Individu-
al Consumption by Purpose – Klassifi-
kation der Verwendungszwecke des
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Veränderungswirksamste Positionen

Wirksamste Steigerungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
JD 1 – 5/2003

gegenüber
JD 1 – 5/20021) 

%

Wirksamste Senkungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
JD 1 – 5/2003

gegenüber
JD 1 – 5/20021)

%

19,07

96,97

13,38

Zigaretten +8,3

Freifinanzierter Wohnungsbau, Zentralheizung,
bis 70 m², netto

Superbenzin, Markenware, Selbstbedienung 

+1,1

+7,0

4,97 PC, IBM kompatibel

9,06

1,05

Umlagen für Zentralheizung

Tomaten 

–29,1

–3,2

–25,0

7,90

10,68

9,53

9,11

Extra leichtes Heizöl 

Normalbenzin, Markenware, Selbstbedienung 

+11,8

+7,1

Flaschenbier

Strom: Monatsverbrauch 325 kWh

+6,7

+5,0

71,51

8,98

3,36

6,64

Freifinanzierter Wohnungsbau, Zentralheizung,
über 70 m², netto

Abwasser

+0,6

+3,8

Dieselkraftstoff, Markenware, Selbstbedienung 

Strom: Monatsverbrauch 200 kWh

+9,5

+4,8

0,92

1,21

Farbdrucker

Monitore

0,53

7,58

Salatgurken 

Kraftfahrzeugversicherung

–23,4

–17,5

–36,6

–2,1

1,37

9,51

Speisekartoffeln 

Medikamente (einschl. Rezeptgebühr) 

0,50

2,95

Kopfsalat 

Bohnenkaffee 

–11,4

–1,6

–29,6

–4,4

23,12 Altbau, Zentralheizung, bis 70 m² netto +1,1 1,55 Weintrauben –7,1

Veränderungsstärkste Positionen

Stärkste Steigerungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
JD 1 – 5/2003

gegenüber
JD 1 – 5/20021) 

%

Stärkste Senkungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
JD 1 – 5/2003

gegenüber
JD 1 – 5/20021)

%

0,73

0,47

7,90

Ambulante Pflege für gesetzlich Pflege-
versicherte +24,0

Bienenhonig 

Extra leichtes Heizöl 

+20,8

+11,8

0,53 Salatgurken 

0,50

4,97

Kopfsalat 

PC, IBM kompatibel

–36,6

–29,6

–29,1

3,36

0,52

1,24

19,07

Dieselkraftstoff, Markenware, Selbstbedienung 

Dieselkraftstoff, Ringfrei, Selbstbedienung 

+9,5

+9,3

Schokoladenriegel

Zigaretten

+8,8

+8,3

2,12

2,90

0,69

1,39

Superbenzin, Ringfrei, Selbstbedienung 

Strom: Monatsverbrauch 1275kWh

+7,7

+7,6

Tabak, Feinschnitt

Eintrittskarteum Fußballspiel 

+7,5

+7,5

1,05

0,92

Tomaten 

Farbdrucker

0,36

0,07

Mohrrüben 

Eisbergsalat

–25,0

–23,4

–22,7

–19,4

0,03

1,21

Organizer  

Monitore

0,44

0,59

Zwiebeln 

Tulpen

–18,3

–17,5

–16,9

–16,4

0,57 Pay-TV +7,4 0,36 Pelargonien –14,2

1) Jahresdurchschnitt

1) Jahresdurchschnitt
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Individualverbrauchs) einander nicht
entsprechen, wurden für die grafi-
sche Darstellung (s. Abb. 5) geringfü-

gige Umgruppierungen vorgenom-
men. Außerdem ist zu beachten, dass
der aktuelle Warenkorb (Basisjahr
2000) Güter enthält, die 1962 noch
nicht existierten (z. B. PCs, Mobilfunk
etc.), dafür aber auch Güter elimi-
niert wurden, deren Bedeutung seit-
her geschwunden ist (z. B. Kaffeefil-
ter aus Plastik). Am Rande erwähnt
sei, dass es auch Güter gibt, die zwar
in beiden Wägungsschemata nicht

enthalten sind, wohl aber in den Jah-
ren dazwischen, wie z. B. das Dampf-
bügeleisen.

Mit der Bekanntgabe des Ergebnisses
für Februar 2003 wurde der Verbrau-
cherpreisindex für Nordrhein-Westfa-
len erstmalig auf der Basis des Jahres
2000 = 100 vorgestellt. Mit dem neu-
en Basisjahr wurde gleichzeitig das
Wägungsschema an die veränderten
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Veränderungswirksamste Positionen

Wirksamste Steigerungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
2002

gegenüber
20011) 

 %

Wirksamste Senkungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
2002

gegenüber
20011) 

 %

96,97

19,07

28,59

Freifinanzierter Wohnungsbau, Zentralheizung,
bis 70 m², netto +1,6

Zigaretten

Neue Personenkraftwagen

+6,2

+1,8

4,97 PC, IBM kompatibel

7,90

7,58

Extra leichtes Heizöl 

Kraftfahrzeugversicherung

–23,8

–8,6

–4,4

71,51

20,96

23,12

14,46

Freifinanzierter Wohnungsbau, Zentralheizung,
über 70 m², netto

Telekommunikationsdienstleistungen

+0,7

+2,1

Altbau, Zentralheizung, bis 70 m² netto

Flugreisen

+1,9

+3,0

6,08

9,11

13,38

5,29

Wettgebühren

Strom: Monatsverbrauch 325 kWh

+6,6

+3,9

Superbenzin, Markenware, Selbstbedienung 

D Fleischgericht z.B. Schweineschnitzel

+2,3

+5,8

4,54

0,92

Gas: Monatsverbrauch 1 600 kWh

Farbdrucker

9,51

1,21

Medikamente (einschl. Rezeptgebühr) 

Monitore

–4,7

–17,7

–1,7

–11,7

0,63

2,83

Lauch 

Gas: Monatsverbrauch 1 000 kWh

0,78

1,55

Paprikaschoten 

Weintrauben 

–21,9

–4,5

–16,0

–7,2

9,53 Flaschenbier +2,9 9,06 Umlagen für Zentralheizung –1,2

Veränderungsstärkste Positionen

Stärkste Steigerungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
2002

gegenüber
20011) 

 %

Stärkste Senkungen

Gewichtung
‰ Ware/Dienstleistung

Veränderung
2002

gegenüber
20011) 

 %

0,61

0,05

1,05

Kiwi +14,9

Linsen 

Tomaten 

+13,4

+13,4

4,97 PC, IBM kompatibel

0,63

0,50

Lauch 

Kopfsalat 

–23,8

–21,9

–19,6

0,10

0,17

0,24

0,24

Z. B. Enzyklopädien, Atlanten  

Weißkohl 

+12,4

+10,7

Rollmops 

E Bohnenkaffee

+10,0

+9,1

0,06

0,97

0,17

0,69

E Schnaps

Schülerverkehr (Kraftomnibus)

+8,6

+7,8

Wandergitarre 

Tabak, Feinschnitt

+7,8

+7,5

0,92

0,78

Farbdrucker

Paprikaschoten 

0,03

0,57

Organizer  

Pay-TV

–17,7

–16,0

–15,4

–15,3

0,11

0,27

Blumentopf 

Sauerkirschen in Gläsern 

1,21

0,26

Monitore
Joystick, Gamepad o. Racing wheel 
für PC  

–14,1

–13,9

–11,7

–11,7

3,15 Dienstleistungen der Kreditinstitute +7,3 0,36 Mohrrüben –11,0

1) Jahresdurchschnitt

1) Jahresdurchschnitt

–––––––––––
5) veröffentlicht von den Vereinten Nationen
(Serie F Nr. 2 Rev. 4 und Serie M Nr. 84), ge-
ändert durch die OECD (DES/NI/86.9), Paris
1993, von der OECD nach Anhörung von Euro-
stat, United Nations Statistics Division (UNSD)
und den nationalen statistischen Ämtern ihrer
Mitgliedstaaten im Oktober 1998 in der aktuell
gültigen Fassung erstellt; in Deutschland mit
der Umstellung auf das Basisjahr 1995 einge-
führt
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Verbrauchsgewohnheiten der priva-
ten Haushalte angepasst. So wurden
Dienstleistungen im Bereich der sozi-
alen Sicherung wie Unterbringungen
in Altenheimen, mobile Pflegedienste
und Essen auf Rädern in den Waren-
korb neu aufgenommen. Erweitert
wurden die Bankdienstleistungen um
die Gebühren für Finanztransaktio-
nen (Gebühren für Kauf/Verkauf von
Wertpapieren). Auf Grund des tech-
nischen Fortschritts verringerte sich
die Verbrauchsbedeutung einzelner
Güter wie elektrische Schreibmaschi-
ne oder Dia-Projektor, die deshalb
nicht mehr im Warenkorb enthalten
sind, während andere zeitgemäß er-
setzt wurden, z. B. Disketten durch
CD-Rohlinge, oder PVC-Bodenbelag
durch Laminat-Fertigboden-Paneele.

Basiseffekte können einen überla-
gernden Einfluss auf Veränderungs-
raten haben und damit eine hohe
oder niedrige Teuerung vortäuschen.
Sie können durch verschiedene Ursa-
chen entstehen: Erstens können stark
veränderte Preise durch außerge-
wöhnliche Einflüsse im Referenzmo-
nat auftreten (z. B. klimatische
Schwankungen wie langer Frost, wo-
von Saisonnahrungsmittel und Heizöl
oft betroffen sind). Zweitens könnte
die Einführung oder Erhöhung von
Steuern, Abgaben oder Gebühren
(z. B. die Erhöhung der Rezeptblatt-
gebühr) einen entsprechenden Preis-
sprung auslösen. Schließlich können
Basiseffekte auch durch methodische
Veränderungen in der Berechnung
des Verbraucherpreisindexes hervor-
gerufen sein, wie z. B. der zwischen
den Basisjahren 2000 und 1995 je-
weils zum Jahreswechsel auftretende
Basiseffekt: Wurden Pauschalreisen
über Weihnachten oder Silvester vor-
mals zum großen Teil in den Preisin-
dex für Januar gerechnet (weil der
Erhebungstag jeweils der 15. des Be-
richtsmonats ist, im Dezember also
der 15.12.), wird nun versucht, diese
bis Ende Dezember auch noch in den
Preisindex für Dezember mit einzube-
ziehen. Die beispielhaft oben ge-
nannten Preisänderungsgründe be-
wirken bei der Betrachtung des je-
weils aktuellen Monats (im Vergleich
zum Vorjahr bzw. Vormonat) den Ba-
siseffekt.

1.2 Haushaltstypen 
und Wertsicherungsklauseln

Mit der Veröffentlichung der Ergeb-
nisse des Verbraucherpreisindexes für
den Monat Januar 2003 haben die
Statistischen Ämter des Bundes und
der Länder die Berechnung der bishe-
rigen Preisindizes für spezielle Haus-
haltstypen6) eingestellt. Die Unter-
schiede in der Preisentwicklung wi-

chen für die drei genannten Haus-
haltstypen kaum noch von der des
Indexes aller privaten Haushalte ab.
Zudem repräsentierten die drei eng
beschriebenen Haushaltstypen zu-
letzt weniger als sieben Prozent aller
Haushalte im Land. 
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Nahrungs- und Genussmittel
incl. Verpflegungsdienstleistungen

Bekleidung, Schuhe

Wohnung, Wasser, Strom, Brennstof-
fe

Hausrat, laufende Instandhaltung des
Hauses incl. Blumen/Gartenbedarf

Verkehr (ohne Kfz-Steuer), 
Nachrichtenübermittlung

Körper- und Gesundheitspflege

Freizeit, Unterhaltung und Kultur,
Bildungswesen (ohne Pauschalreisen, 

Blumen/Gartenbedarf)

Beherbergungs- und sonstige Dienst-
leistungen incl. Kfz-Steuer und

Pauschalreisen (ohne Körperpflege,
Verpflegungsdienstleistungen)

0,0 % 10,0 % 20,0 % 30,0 % 40,0 %

17,7 %

5,5 %

30,3 %

7,6 %

15,8 %

5,5 %

9,0 %

8,6 %

39,8 %

12,0 %

15,1 %

11,7 %

7,7 %

3,4 %

6,4 %

3,8 %

Wägungsschemata 1962 und 2000

Grafik: LDS NRW
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Verbraucherpreisindex für Nordrhein-Westfalen
Veränderung gegenüber dem Vormonat in %

Originalbasen 1995 und 2000 = 100

Grafik: LDS NRW

19952000

–––––––––––
6) 4-Personen-Haushalte mit höherem Einkom-
men, 4-Personen-Haushalte mit mittlerem Ein-
kommen, 2-Personen-Haushalte mit geringem
Einkommen.
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Weil Verbraucherpreisindizes häufig
als Bezugsgrößen für Wertsicherungs-
klauseln in Miet-, Pacht-, Übergabe-,
Pensions- und anderen Verträgen
über laufende Zahlungen dienen, ist
ein rechnerischer Übergang auf den
Verbraucherpreisindex für Nordrhein-
Westfalen für solche privatrechtli-
chen Verträge (z. B. für Mieten, Pach-
ten usw.) erforderlich, die Wertsiche-
rungsklauseln auf Basis eines alten
Preisindexes für die Lebenshaltung ei-
nes speziellen Haushaltstyps enthal-
ten. Dazu wird auch der neue Ver-
braucherpreisindex auf der Basis
2000 bis zum Jahr 1962 (erstes Basis-
jahr) zurückgerechnet. Damit der
Umstieg einfach und nutzerfreundlich
vollzogen werden kann, bietet das
LDS NRW in seinen Publikationen
eine Hilfestellung für den Umstieg
von den Preisindizes früherer Basis-
jahre und spezieller Haushaltstypen
auf den neuen Verbraucherpreisindex
für Nordrhein-Westfalen bzw.
Deutschland. Für bestehende Verträ-
ge empfiehlt sich grundsätzlich, Än-
derungsverträge abzuschließen, in
denen die Bezugnahme auf den neu-
en Verbraucherpreisindex für Nord-
rhein-Westfalen oder für Deutschland
ausdrücklich vereinbart wird.

Bei langfristigen Schuldverträgen
schützt die Vereinbarung einer Wert-
sicherungsklausel gegen eine schlei-
chende Entwertung der Geldschuld.
Beim Erreichen vertraglich festgeleg-
ter Schwellenwerte wird die Höhe
des zu leistenden Entgeltes automa-
tisch angepasst. Die gesetzlichen Re-
gelungen zu Wertsicherungsklauseln
sind in der Preisklauselverordnung
(PrKV) vom 23. September 1998
(BGBL 1998, Teil I, Nr. 66) festgehal-
ten.

2 Qualitätsbereinigungs-
verfahren

Um Preise im Zeitablauf miteinander
vergleichen zu können, muss gewähr-
leistet sein, dass dafür jeweils die
gleiche Menge des gleichen Guts mit
gleichbleibender Qualität herangezo-
gen wird. Das entspricht dem Laspey-
res-Prinzip, bei dem ein Warenkorb
mit bestimmten Gütern einmal defi-
niert und dieser dann über einen be-

stimmten Zeitraum (meist fünf Jahre)
möglichst konstant gehalten wird.
Dies stellt die Bestimmung des amtli-
chen Preisindexes gleich vor zwei
Probleme. Einerseits stellt die Ermitt-
lung der gleichen Menge gelegent-
lich ein Problem dar, wenn Packungs-
größen verändert werden. Anderer-
seits führt die Dynamik des technolo-
gischen Fortschritts zu erheblichen
Qualitätsveränderungen, was sich in
kurzen Produktlebenszyklen und im
häufigen Modellwechsel eines Pro-
dukts widerspiegelt, was in der Praxis
aber oft unter demselben Produktna-
men geschieht, z. B. „VW Golf GTI“
vom Typ Golf I anno 1974, bis „VW
Golf GTI“ vom heutigen Typ Golf IV.
Gerade für Konsumgüter finden Än-
derungen der Qualität und des Prei-
ses häufig gleichzeitig statt, so dass
das Konstanthalten von Menge und
Qualität zur Beobachtung der reinen
Preisveränderung schier unmöglich
erscheint, weil die Güter des Waren-
korbes in ihrer anfänglichen Form am
Markt nicht mehr erhältlich sind und
deshalb für die ursprünglichen Güter
keine Preise mehr beobachtet wer-
den können. Wenn diese qualitativen
Veränderungen jedoch nicht ange-
messen einbezogen werden, können
weder der Preisindex noch infolge-
dessen andere Indikatoren, wie z. B.
das Wirtschaftswachstum oder die
Produktivität, korrekt wiedergege-
ben werden. In solchen Fällen wird in
der amtlichen Statistik eine Qualitäts-
bereinigung vorgenommen. Diese
zielt in der Regel darauf ab, den
Geldwert der veränderten Güterqua-
lität bei der Preismessung zu berück-
sichtigen. Im Folgenden werden Ver-
fahren der Qualitätsbereinigung be-
schrieben.

2.1 Hedonik

Bei der hedonischen Qualitätsbereini-
gung wird ein Gut zunächst in seine
Qualitätseigenschaften zerlegt und
dann der Einfluss dieser Qualitäts-
merkmale auf den Preis mit Hilfe ei-
ner Regressionsanalyse7) ermittelt.
Dadurch können diejenigen Preisän-
derungen, die nur auf qualitativen
Veränderungen bestimmter Eigen-
schaften beruhen, von den reinen
Preisveränderungen rechnerisch ge-

trennt und eliminiert werden. Die Re-
gression ermittelt somit den Geld-
wert der Qualitätsveränderung, der
von der beobachteten Preisverände-
rung abgezogen wird, um dadurch
die reine Preisveränderung zu erhal-
ten. Hedonische Preisindizes können
prinzipiell nach zwei verschiedenen
Methoden ermittelt werden, der Zeit-
variablenmethode und der Imputati-
onsmethode. 

Bei der Zeitvariablenmethode wird
davon ausgegangen, dass die Bestim-
mungsursachen der Preisänderung
zerlegt werden können in die Quali-
tätsmerkmale des Guts und eine Zeit-
komponente. Beispielsweise besteht
das Gut „Personal Computer (PC)“
aus den Merkmalen Arbeitsspeicher-
größe, Prozessorgeschwindigkeit,
Festplattengröße etc. Der Regres-
sionsansatz bedeutet demnach, dass
der Preis eine Funktion der Qualitäts-
eigenschaften und der Zeit ist. Da so-
wohl die nominalen monatlichen
Preisänderungen als auch die jeweili-
gen Qualitätsmerkmale bekannt sind,
ergibt sich der monatliche Preisindex
aus dem in der Regressionsanalyse
berechneten Einfluss der Zeitvariab-
len auf den Preis. Dieses Verfahren ist
zwar recht einfach in der Anwen-
dung, kann aber aufgrund der erfor-
derlichen großen Stichprobe nicht
zeitnah durchgeführt werden, weil
die notwendigen Daten (Scanner-Da-
ten der GfK) erst etwa zwei Monate
nach dem Berichtsmonat verfügbar
sind. Die Zeitvariablenmethode wird
daher eher für retrospektive Berech-
nungen eingesetzt.

Bei der Imputationsmethode werden
zwei getrennte Stichproben verwen-
det. Mit den Daten der ersten (klei-
neren) Stichprobe wird eine Regres-
sionsgleichung berechnet, um die
Preisunterschiede zwischen den Gü-
tern durch Qualitätsunterschiede zu
erklären, also ohne Berücksichtigung
des Zeitfaktors. Der so ermittelte
Preis-Qualitäts-Zusammenhang wird
etwa alle drei Monate neu berech-
net. Dieser Zusammenhang geht
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–––––––––––
7) Mit Hilfe der Regressionsanalyse können line-
are Abhängigkeitsbeziehungen zwischen Vari-
ablen überprüft werden. Vgl. Backhaus et al.,
Multivariate Analysemethoden, 9. Aufl., Berlin
u. a., 2000.
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dann als Gewichtungsfaktor, ähnlich
der unten beschriebenen Ausstat-
tungsbereinigung, in die monatliche
Indexberechnung mit Hilfe der zwei-
ten Stichprobe ein. Für die laufende
Preisbeobachtung wird wegen der
früheren Verfügbarkeit der Daten die
Imputationsmethode angewendet.

Mit der Einführung der hedonischen
Methode wurde im Juni 2002 ein
neues Verfahren der Qualitätsberei-
nigung in die amtliche deutsche
Preisstatistik aufgenommen, das sich
vor allem für innovative technische
Güter eignet, die einem raschen Fort-
schritt unterliegen und die nicht über
einen längeren Zeitraum mit identi-
scher Qualität beobachtet werden
können. Als erste Stufe bei der Nut-
zung hedonischer Methoden wird
seither der Teilindex für Personal-
computer hedonisch berechnet, was
jedoch wegen des geringen Gewichts
von Personalcomputern im Waren-
korb der privaten Haushalte zu kei-
ner nennenswerten Abweichung des
Ergebnisses des Verbraucherpreisin-
dexes führt. Bis Ende 2004 sollen
schrittweise für weitere Teile der
Preisstatistik hedonische Methoden
genutzt werden; dazu müssen neben
der traditionellen Ermittlung der
Preisveränderungen durch Preiser-
mittler noch die Qualitätseigenschaf-
ten der erfassten Modelle dieser Pro-
duktkategorie gesammelt und in ei-
ner Datenbank abgelegt werden.
Diese werden sekundärstatistisch
durch Internetrecherchen oder not-
falls mittels telefonischer Erkundi-
gungen eingezogen, was z. Zt. das
Statistische Bundesamt als zentrale
Koordinierungsstelle übernimmt und
bei künftiger Ausweitung der An-
wendung hedonischer Methoden auf
dezentral erhobene Preisrepräsentan-
ten (z. B. Fernseher, Waschmaschi-
nen) von den statistischen Landesäm-
tern durchgeführt wird.

In den USA werden hedonische Me-
thoden zur Qualitätsbereinigung in
der Preisstatistik seit längerer Zeit
eingesetzt: Im Dezember 1996 er-
schien dort der Abschlussbericht der
„Advisory Commission to Study the
Consumer Price Index“ (Boskin-Kom-
mission); diese wurde vom amerikani-
schen Senat eingesetzt, um die Rolle

des Verbraucherpreisindexes in staat-
lichen Sozialprogrammen zu untersu-
chen und entsprechende Verände-
rungen des Indexes vorzuschlagen8).
Hauptsächlich sind es vier Arten von
Verzerrungen, die laut Boskin-Bericht
in den herkömmlichen Statistiken un-
zureichend berücksichtigt sind und so
zu einer systematischen Überschät-
zung der Preissteigerung von jährlich
etwa einem Prozentpunkt führen: die
Substitution teurer Produkte durch
billigere (Substitutions-Bias), die
Möglichkeit, bei Diskountern billiger
einzukaufen (Absatzkanal-Bias), Qua-
litätsverbesserungen (Qualitäts-Bias)
und die Einführung neuer Produkte
(Neuprodukt-Bias). Die Anwendung
hedonischer Methoden zur Qualitäts-
bereinigung versucht, diese Verzer-
rungen zu berücksichtigen, und führ-
te in den USA (in Verbindung mit der
Verwendung von Kettenindizes9)) zu
einem geringeren Anstieg der Preis-
indizes und einer höheren Zuwachs-
rate des realen Wirtschaftswachs-
tums. Auf Grund der unterschiedli-
chen Wirtschaftsstrukturen in den
USA und in Deutschland sind diese
rechnerischen Effekte bei der Einfüh-
rung hedonischer Methoden in
Deutschland nicht in ähnlichem Um-
fang zu erwarten. Die Qualitätsberei-
nigung unter Nutzung hedonischer
Methoden wird aber zu einer besse-
ren internationalen Vergleichbarkeit
der Wirtschaftsstatistiken gerade bei
möglicherweise veränderten Struktu-
ren in der Zukunft führen.

Die hedonische Methode spielt inso-
fern eine wichtige Rolle bei der Mes-
sung des realen Bruttoinlandsproduk-
tes. Im Rahmen der Deflationierung
wird das nominale Bruttoinlandspro-
dukt mit Hilfe von Preisindizes in reale
Größen umgerechnet. Die Umrech-
nung erfolgt im Prinzip so, dass die
Nominalwerte durch die entsprechen-
den Preise dividiert werden. Je niedri-
ger die gemessene Preisentwicklung
bei einer Produktkategorie ausfällt,

desto höher sind die gemessenen rea-
len Umsatzzuwächse dieser Branche.
Weiterhin fällt die Preisentwicklung
umso geringer aus, je größer die Qua-
litätszuwächse bei einer Produktgrup-
pe sind. Wenn zum Beispiel die direkt
beobachteten Preise eines Produktes
nahezu konstant bleiben, die Qualität
dieses Gutes aber ansteigt, so handelt
es sich aus ökonomischer Sicht um ei-
nen Preisrückgang und entsprechend
werden in der Statistik qualitätsberei-
nigt sinkende Preise ausgewiesen.
Produktivitätsfortschritte finden da-
her auch über die Qualitätsbereini-
gung der Preisstatistik ihren Nieder-
schlag in der Messung des realen
Wirtschaftswachstums. Der Einsatz der
hedonischen Methode in der Preissta-
tistik führt in bestimmten Fällen zu
stärkeren gemessenen Preisrückgän-
gen und damit zu größeren Zuwäch-
sen beim realen Bruttoinlandsprodukt
als bei der Anwendung traditioneller
Verfahren der Qualitätsbereinigung.
Folglich werden indexgebundene So-
zialleistungen, Renten, Mieten oder
Löhne und Gehälter durch den Einsatz
hedonischer Verfahren geringer an-
steigen.

Zur Preisermittlung wird in Deutsch-
land wie auch in den USA und in den
meisten industrialisierten Ländern
das Laspeyres-Konzept verwendet,
das auf einem über Jahre festgewich-
teten Warenkorb basiert und die Än-
derung der Lebenshaltungskosten als
Folge von Preisvariationen erfasst,
ohne jedoch Konsumverhaltens- oder
Güterqualitätsveränderungen zu be-
rücksichtigen. In Deutschland wird
dazu etwa alle fünf Jahre, in den USA
nur alle zehn bis 15 Jahre eine Ver-
brauchserhebung durchgeführt. In
den USA wurde aufgrund des Be-
richts vorgeschlagen, den Laspeyres-
Index durch einen „Cost of living-In-
dex“ (Lebenshaltungskosten-Index) zu
ersetzen, der Qualitäts- und Verhal-
tensänderungen sowie auch Lebens-
standardentwicklungen mitberück-
sichtigt. Jährliche Verbrauchserhe-
bungen, die dazu eine Voraussetzung
wären, sprengen jedoch den Kosten-
Nutzen-Rahmen, nicht nur in den
USA. Darüber hinaus befürchten Kriti-
ker, dass der politisch motivierten
Manipulation des Verbraucherpreisin-
dexes Tür und Tor geöffnet würden.
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–––––––––––
8) „Toward A More Accurate Measure Of The
Cost Of Living“, The Boskin Commission Report
1996, URL: http://www.ssa.gov/history/reports/
boskinrpt.html [12.05.2003] –  9) Kettenindex:
Nach der Aktualisierung des Wägungsschema zu
Beginn jedes Jahres werden Teilindizes intern
mit Basis Vorjahres-Dezember = 100 berechnet
und anschließend verkettet, um formal den In-
dexstand des Basisjahres = 100 zu erhalten.
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2.2 Weitere Verfahren 
der Qualitätsbereinigung

Wenn ein Produktmerkmal, das ur-
sprünglich als Sonderausstattung ex-
tra bezahlt werden musste, ab einem
bestimmten Zeitpunkt zur Serienaus-
stattung gehört (z. B. Zentralverrie-
gelung beim Auto) und somit im
Preis inbegriffen ist, dann wird ver-
sucht, den Wert dieses Merkmals zu
bestimmen. Ein Teil dieses Wertes
wird vom Verkaufspreis des Autos ab-
gezogen, um den Vergleich zum Vor-
monat herstellen zu können, in dem
die Zentralverriegelung noch nicht
zur Serienausstattung gehörte. Diese
Vorgehensweise wird als Ausstat-
tungsbereinigung bezeichnet und ge-
hört zu den gängigen Qualitätsberei-
nigungsverfahren in der amtlichen
Preisstatistik.

Ein weiteres bewährtes Verfahren ist
die Verkettung im überlappenden
Zeitraum. Dabei werden neben den
eigentlichen Preisrepräsentanten im-
mer auch Ersatzprodukte beobachtet,
so dass im Falle einer Produktände-
rung auf das Ersatzprodukt umgestie-
gen werden kann. Ein Umstieg auf
Ersatzprodukte erfolgt allerdings nur
dann, wenn beide Produkte gleich-
zeitig zu Gleichgewichtspreisen am
Markt erhältlich sind. Unter dieser
Voraussetzung kann davon ausge-
gangen werden, dass der beobachte-
te Preisunterschied zwischen dem al-
ten und dem neuen Produkt auf Qua-
litätsunterschiede zurückzuführen ist,
sodass dieser „Geldwert des Quali-
tätsunterschieds“ bei der Verkettung
berücksichtigt werden kann.

Eine Vielzahl weiterer Erhebungs-
und Berechnungsprobleme wird die
amtliche Preisstatistik in Zukunft
noch lösen müssen:
• Auswahl der Erhebungsorte: Neben

der Landeshauptstadt befinden sich
verschiedene größere und kleinere
Städte und Gemeinden in der nicht-
rotierenden Stichprobe, sodass die
abgeleiteten Indexberechnungen
auf einer bewussten Auswahl basie-
ren; 

• Auswahl der Erhebungsstätten: Mit
der Entstehung neuer Vertriebsfor-
men, z. B. Internet-Händler oder so
genannte Power-Shopping-Agen-

turen10), entwickeln sich häufig
preisgünstigere Einkaufsmöglich-
keiten, was durch die starre Aus-
wahl der Berichtsstellen tendenziell
zu einer überhöhten ausgewiese-
nen Teuerung führt;

• Zeitnähe des zugrunde gelegten
Warenangebots: Die Aktualisierung
des Warenkorbs und des Wägungs-
schema findet nur alle fünf Jahre
statt, deren Berechnung wiederum
auf den Ergebnissen der jeweils
letzten Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) basiert, die
zum Zeitpunkt ihrer Anwendung in
der Regel auch schon mindestens
zwei Jahre alt sind. Private Haushal-
te reagieren auf Preiserhöhungen
oft durch eine Umschichtung des
Verbrauchs zu günstigeren Produk-
ten; ein Preisindex mit einem festen
Wägungsschema würde dann den
Preisauftrieb überzeichnen, weil die
teurer gewordenen Güter ein zu
hohes Gewicht erhalten;

• Subjektivität des Preiserhebers:
Wenn bestimmte Artikel aus dem
Programm genommen wurden
(sog. Auslisten) oder schlicht nicht
auffindbar sind, ist der Preiserheber
gezwungen, vor Ort ein Re-
sampling durchzuführen, indem er
das Produkt entweder durch das
ähnlichste oder das meistverkaufte
Produkt ersetzt.

Sowohl auf Bundes- als auch auf euro-
päischer Ebene sind Arbeitsgruppen
mit der Weiterentwicklung der Quali-
tätsbereinigung in der amtlichen
Preisstatistik beauftragt worden, Lö-
sungsvorschläge für die umrissenen
Probleme zu erarbeiten. Aber neben
finanziellen Restriktionen erschweren
teilweise auch politische Vorbehalte
einen zügigeren Fortschritt.

3 Harmonisierte 
Verbraucherpreisindizes 
in der EU

Damit die im Vertrag über die Euro-
päische Union festgelegten Ziele und
insbesondere die Wirtschafts- und

Währungsunion erreicht werden kön-
nen, werden auch statistische Instru-
mente hoher Qualität benötigt. Sie
liefern den Europäischen Institutio-
nen, den Regierungen sowie den Ak-
teuren des wirtschaftlichen und sozi-
alen Lebens harmonisierte und zuver-
lässige Informationen als Grundlage
für ihre Entscheidungen. Das Statisti-
sche Amt der Europäischen Gemein-
schaften (Eurostat) mit Sitz in Luxem-
burg hat den Auftrag, die Union mit
europäischen Daten zu versorgen, die
Vergleiche zwischen Ländern und Re-
gionen ermöglichen.

Bei den Harmonisierten Verbraucher-
preisindizes (HVPI) handelt es sich um
eine Gruppe der Verbraucherpreisin-
dizes, die nach einem harmonisierten
Ansatz und festgelegten Definitionen
berechnet werden. Im Herbst 1995
erließ der Rat der EU die grundlegen-
de Verordnung11) über Harmonisier-
te Verbraucherpreisindizes, die die
zweistufige Einführung in allen
15 Mitgliedstaaten mit einem
gemeinsamen Referenzzeitraum
(1996 = 100), einem gemeinsamen
Korb von Waren und Dienstleistun-
gen und einer gemeinsamen Klassifi-
kation verbindlich festlegte. In den
folgenden sechs Jahren wurden wei-
tere EG-Verordnungen mit Durchfüh-
rungsvorschriften für o. g. Verord-
nung sowie eine Kommissionsent-
scheidung über die Finanzierung von
Durchführungsmaßnahmen erlassen;
in zwei Berichten der Kommission an
den Rat über die Harmonisierung der
Verbraucherpreisindizes in der Euro-
päischen Union werden die Qualität
sowie Probleme mit den HVPI be-
schrieben, Probleme insbesondere
bezüglich der Qualitätsanpassung,
der Stichprobenverfahren und des Er-
fassungsbereichs für Waren und
Dienstleistungen12).

Von vorrangiger Bedeutung im Rah-
men der Harmonisierten Verbrau-
cherpreisindizes ist der Verbraucher-
preisindex der Europäischen Wäh-
rungsunion (VPI-EWU = Verbraucher-
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–––––––––––
10) Power-Shopping oder CoShopping (z. B.
letsbuyit.com): Elektronische Einkaufsgemein-
schaften realisieren Preisvorteile (Mengenrabat-
te) durch die Bündelung ihrer Kaufkraft auch
für private Kunden.

–––––––––––
11) Verordnung (EG) Nr. 2494/95 des Rates vom
23. Oktober 1995 (Amtsblatt L 257 vom 27. Ok-
tober 1995, S. 1) – 12) „Sammlung von HVPI Re-
ferenzdokumenten“ (2/2001/B/5), Amt für amtli-
che Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften (Hrsg.), Nr. KS-AO-01-005-DE-I, Lu-
xemburg: 2001
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preisindex für die Eurozone), die mo-
mentan aus zwölf der 15 EU-Mit-
gliedstaaten13) besteht. Der VPI-EWU
ist der Schlüsselindikator für die
Preisstabilität des Europäischen Sys-
tems der Zentralbanken  (ESZB) und
der Europäischen Zentralbank (EZB).
In Verbindung mit den weiteren drei
Konvergenzkriterien, nämlich der Fi-
nanzlage der öffentlichen Hand (d. h.
jährliches staatliches Budgetdefizit
und Gesamtschuldenquote), der Sta-
bilität des Wechselkurses und der
Höhe der langfristigen Nominalzins-
sätze, entscheidet die Geldwertstabi-
lität darüber, ob ein Land die Voraus-
setzung für den Beitritt zur Wäh-
rungsunion erfüllt. Gemäß Art. 121
(ex-Art. 109 j Abs. 1) des Vertrags
über die Europäische Union14) darf
dazu dessen Inflationsrate höchstens
1,5 Prozentpunkte über der durch-
schnittlichen Inflationsrate der drei
preisstabilsten Mitgliedstaaten lie-
gen. Darüber hinaus wurde die Ver-
wendung der HVPI auf nichtmonetä-
re Bereiche der Politik ausgedehnt,
und ihre Funktion als Benchmarkindi-
zes für Wirtschafts- und Finanzwerte
wird weiter ausgebaut.

Harmonisierte Verbraucherpreisindi-
zes bieten die Grundlage für statisti-
sche Vergleiche der Verbraucherprei-
sinflation in der EU. Durch die ver-
wendete Methodik soll gewährleistet
werden, dass die Daten aus den ein-
zelnen Mitgliedstaaten miteinander
vergleichbar sind. Formal wird der
HVPI als Kettenindex berechnet, weil
unterschiedliche Basisjahre für die
Gewichtung der Ausgabekategorien
der nationalen Verbraucherpreisindi-
zes auftreten. Die HVPI werden von
Eurostat monatlich, etwa drei Wo-
chen nach Ende des Berichtsmonats
veröffentlicht. Die HVPI-Zeitreihe be-
ginnt mit dem Index für Januar 1995.
Um Vergleiche zu erleichtern, wer-
den die HVPI mit einem gemeinsa-
men Basisjahr (1996 = 100) darge-
stellt. Die HVPI erfassen praktisch alle
Arten von Haushaltsausgaben für
Waren und Dienstleistungen (Kon-
sumausgaben der privaten Haushal-
te). Der Erfassungsbereich des HVPI

folgt dem internationalen Klassifizie-
rungssystem COICOP, die speziell an
die Erfordernisse des HVPI angepasst
wurde. Dieser ist kleiner als der Erfas-
sungsbereich des Verbraucherpreisin-
dexes für Deutschland; sie unterschei-
den sich im Wesentlichen durch die
zusätzliche Einbeziehung des vom Ei-
gentümer selbst genutzten Wohnei-
gentums durch Mietäquivalente, die
vom Statistischen Bundesamt berech-
net werden, und der Kraftfahrzeug-
steuer im deutschen VPI. Darüber hi-
naus schränken die unterschiedlichen
nationalen Bildungs- und Sozialsyste-
me die Vergleichbarkeit ein, weil Bil-
dungsausgaben und Gesundheitskos-
ten teilweise in bestimmten volks-
wirtschaftlichen Aggregaten bereits
enthalten sind (d. h. über Steuern
und Sozialabgaben staatlich finan-
ziert), teilweise von den privaten
Haushalten direkt bezahlt werden.
Insofern werden Besonderheiten in
den nationalen Verbrauchsgewohn-
heiten zwar nicht eliminiert, Verglei-
che jedoch dadurch erschwert.

Auf der Basis des Harmonisierten Ver-
braucherpreisindizes werden drei ag-
gregierte Indizes erstellt, und zwar
der Verbraucherpreisindex der Euro-
päischen Währungsunion (VPI-EWU)
für die gegenwärtig zwölf Länder der
Eurozone, der Europäische Verbrau-
cherpreisindex (EVPI) für die EU-15
und der Verbraucherpreisindex des
Europäischen Wirtschaftsraums (VPI-
EWR), in den zusätzlich Daten aus Is-
land und Norwegen einfließen.

Die HVPI-Methodik bietet die Mög-
lichkeit, die Ländergewichte jedes
Jahr zu ändern:
• Für den VPI-EWU dient der Anteil

der Konsumausgaben der privaten
Haushalte des betreffenden Mit-
gliedstaats am EWU-Gesamtwert als
Ländergewicht. Bis zur Bargeldein-
führung des Euros im Januar 2002
wurden die Gewichte in Landes-
währung anhand der festen Wech-
selkurse in Euro umgerechnet.

• Für den EVPI und den VPI-EWR
dient der Anteil der Konsumausga-
ben der privaten Haushalte des be-
treffenden Mitgliedstaats am Ge-
samtwert für die EU bzw. für den
EWR als Ländergewicht. Bei diesen
beiden Indizes werden die Ausga-

ben in Landeswährung anhand der
Kaufkraftparitäten entsprechend
umgerechnet. Seit 1999 wird der
VPI-EWU innerhalb des EVPI als eine
Einheit behandelt.

Im Jahr 1997 erfolgte die erste Veröf-
fentlichung der monatlich Harmoni-
sierten Verbraucherpreisindizes durch
Eurostat. Von Anfang 1996 bis Ende
1998 zeigte die jährliche Änderungs-
rate des Indexes für die Eurozone
(VPI-EWU) einen Abwärtstrend, dem
dann ein allgemeiner Aufwärtstrend
folgte. Dieser Aufwärtstrend dürfte
zu einem großen Teil auf die steigen-
den Energiepreise zurückzuführen
sein. Für den HVPI der EU-15 (EVPI)
ergibt sich, aufgrund des großen Ge-
wichts der Eurozone innerhalb der
EU, ein ähnlicher Trend.

3.1 Kerninflation

Die Europäische Zentralbank (EZB) ist
durch den Vertrag von Maastricht15)

dazu verpflichtet, die Preisniveausta-
bilität im Euro-Raum zu wahren. Sie
operationalisiert dieses Ziel, indem
sie Preisniveaustabilität als einen An-
stieg des Harmonisierten Verbrau-
cherpreisindexes von unter zwei Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr defi-
niert. Sie weist allerdings darauf hin,
dass die Entwicklung des HVPI kurz-
fristig von Schwankungen einzelner
Preise oder Preisindizes beeinflusst
werden kann, die sich nicht auf den
Inflationstrend auswirken. Dazu zäh-
len die Auswirkungen von Steuer-
rechtsänderungen, Veränderungen
der Einfuhr- oder Rohstoffpreise so-
wie witterungsbedingte Effekte, die
sich insbesondere auf die Lebensmit-
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–––––––––––
13) Dänemark, Großbritannien und Schweden
haben sich den späteren Beitritt vorbehalten. – 
14) Verträge von Maastricht (1993) und Amster-
dam (1997)

–––––––––––
15) Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, zuletzt geändert durch den am
26. Februar 2001 unterzeichneten Vertrag von
Nizza, Art. 105, Amtsblatt Nr. C 325 vom 24. De-
zember 2002

Abb.7: Harmonisierte Verbraucherpreisindizes
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr)
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telpreise auswirken. Auf derartige Ef-
fekte sollte die Geldpolitik nicht rea-
gieren. Die EZB hat nicht zuletzt aus
diesem Grund die mittelfristige Bei-
behaltung der Preisniveaustabilität
als ihr Ziel definiert. 

Hinweise auf die geldpolitisch rele-
vante aktuelle Inflationsentwicklung
kann die so genannte Kerninflations-
rate (Core Rate) liefern. Sie misst die
Preisstabilität der Waren und Güter,
deren Preise sich nur mittelfristig än-
dern. Besonders volatile Komponen-
ten, die im Verbraucherpreisindex die
stärksten monatlichen Schwankun-
gen verursachen, werden daher nicht
mit einbezogen. Zur Berechnung der
Kerninflationsrate finden sich in der
Literatur verschiedene Verfahren. Ein
theoretisch präziser, praktisch aber
komplizierter Ansatz ist es, mittels ei-
nes Modells die durch monetäre Fak-
toren verursachte Inflation aus der
Gesamtveränderung des Preisniveaus
herauszufiltern; problematisch ist
hierbei insbesondere die korrekte
Identifizierung und Einschätzung
eben dieser Faktoren. Eine einfache,
gut nachzuvollziehende Methode
besteht darin, einzelne Warengrup-
pen aus dem Wägungsschema des
Verbraucherpreisindex zu entfernen;
dieses Verfahren ist relativ populär,
vor allem in Ländern mit einem aus-
drücklichen Inflationsziel. Die EZB
verwendet einen Harmonisierten Ver-
braucherpreisindex ohne Energie und
unverarbeitete bzw. Saisonnahrungs-
mittel zur Bestimmung der Kerninfla-
tionsrate. Zusammen haben diese
Warengruppen einen Anteil von
etwa 18 Prozent am harmonisierten
Warenkorb. Auch die indirekten
Steuern, die mit der Geldpolitik
nichts zu tun haben, werden oft he-
rausgenommen. Weil ein Zinsanstieg
zwar vorübergehend zu einer höhe-
ren Teuerung führen kann, letztlich
aber eine preisdämpfende Wirkung
hat, werden z. B. in Großbritannien
auch die Schuldzinsen eliminiert. 

Damit nicht ganze Warengruppen aus
der Berechnung aussortiert werden,
können auch detailliert einzelne vola-
tile Komponenten betrachtet und ge-
gebenenfalls ausgeschlossen werden,
indem man die Standardabweichung
der jeweiligen Preisveränderungsraten

betrachtet. Gerade Teilaggregate wie
leichtes Heizöl, Kraftstoffe für Pkw,
frisches Obst und Gemüse, alkoholi-
sche Getränke, Tabakwaren sowie
Kaffee, Tee und Kakao weisen erhebli-
che kurzfristige Preisschwankungen
auf, während z. B. die Untergruppen
„Fischwaren“ oder „Feste Brennstof-
fe“ sich durch einen relativ glatten
Verlauf auszeichnen und daher in der
Berechnung des Preisindexes enthal-
ten bleiben sollten. Grundsätzlich
birgt aber auch diese Methode des
vollständigen und dauerhaften He-
rausrechnens die Gefahr, die Preis-
schwankungen dieser Güter als rein
transitorisch anzusehen, als besäßen
sie keine relevanten Informationen
über den fundamentalen Preistrend.
Dies ist umso problematischer, je we-
niger Substitutionsmöglichkeiten für
diese Güter den privaten Haushalten
zur Verfügung stehen; beispielsweise
müssen die Menschen auch bei stei-
genden Brennstoffpreisen im Winter
heizen. Um solche Informationsverlus-
te zu vermeiden, können auch sämtli-
che  Komponenten im Warenkorb ver-
bleiben, wobei jedoch gleichzeitig der
Einfluss volatiler Komponenten redu-
ziert wird, indem sie über ihre relative
Preisvariabilität gewichtet werden.

Ein weiteres Verfahren, das sich aller-
dings nicht an historischen Preis-
schwankungen orientiert und daher
besser in der Lage ist, temporäre
Preisschocks zeitnah abzufangen,
besteht darin, in jeder Periode einen
bestimmten Prozentsatz der Güter-
gruppen mit den extremsten Preis-
veränderungen auszuklammern, also
die stärksten und die schwächsten
Ausreißer. Diese flexible Ausschluss-
methode wird als Methode des ge-
trimmten Mittelwertes bezeichnet,
da für den Rest ein neuer gewichte-
ter Durchschnitt berechnet wird.
Werden nahezu 50 Prozent an bei-
den Enden abgeschnitten und nur die 
Preisänderungsrate beibehalten, die
in der „Mitte“ liegt, so erhält man
den gewichteten Median, ein statis-
tisch robusteres Maß als der Mittel-
wert bei Extremwerten. Allerdings
sollten die mittels dieser Methode
ausgeschlossenen Komponenten in-
haltlich darauf überprüft werden, ob
die Vermutung der transitorischen
Preisveränderung sinnvoll ist, was

z. B. bei Saisonwaren oder Heizöl si-
cherlich gerechtfertigt ist. Problema-
tisch sind dauerhafte Ausreißer, wie
z. B. eine Vielzahl an Waren und
Dienstleistungen der Informations-
und Kommunikationstechnologie (IKT),
die über längere Zeiträume hinweg
einen permanent sinkenden Preis-
trend aufweisen, der aus dem anhal-
tenden technischen Fortschritt und
der staatlichen Deregulierung auf
dem Telekommunikationsmarkt re-
sultiert. Bei ansonsten steigenden
Preisen liegen solche Güter stets am
unteren Rand der Verteilung und
werden durch die Trimmung fast
dauerhaft eliminiert. Da die Preisbe-
wegungen der IKT-Güter aber nicht
transitorischer Natur sind, lässt sich
das Ergebnis dann kaum noch als
Maß des durchschnittlichen Preis-
trends verstehen, wenn sie dauerhaft
herausgerechnet würden.

Das o. g. Messkonzept der EZB wird
vor allem auf der Ebene der Noten-
banken und Regierungen angewen-
det, da in der Geldpolitik – z. B. zur
Steuerung der Geldmenge – eher das
mittelfristige Preisniveau ohne saiso-
nale Einflüsse relevant ist. Die Kernin-
flationsrate hat aufgrund der zuvor
beschriebenen Berechnungsmethode
meist einen glätteren Verlauf als der
gesamte Verbraucherpreisindex. An-
hand der Kerninflationsrate lässt sich
ausmachen, ob bzw. ab wann und in
welchem Ausmaß Kostenüberwäl-
zung stattfindet. Frühzeitige Hinwei-
se auf einen veränderten Preistrend
erhält man durch die Beobachtung
der Kerninflationsrate allerdings
nicht. Verglichen mit der allgemeinen
Inflationsrate wird die Kernrate des-
halb Wendepunkte im Inflationstrend
immer erst relativ spät anzeigen.

3.2 Einfluss der Euro-Bargeldein-
führung auf die Preisentwicklung

Anfang 2002 ist der Ersatz des natio-
nalen Bargeldes durch den Euro in
zwölf der 15 Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union als großer Erfolg
der Europäischen Wirtschaftspolitik
gefeiert worden. Innerhalb von zwei
Monaten ging der Austausch natio-
naler Münzen und Banknoten zu-
meist reibungslos vonstatten. Dieses
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Bild wurde allerdings von Vorwürfen
getrübt, die Umstellung sei von den
Anbietern auf breiter Front zu Preis-
erhöhungen genutzt worden. Tat-
sächlich stieg die Inflationsrate in
NRW (gemessen am Anstieg des
Preisindexes für die Lebenshaltung
aller privaten Haushalte) im Jahres-
durchschnitt 2002 um 1,3 %. Es er-
höhten sich insbesondere die Preise
für Tabakwaren (+6,3 %), Beherber-
gungen (+4,3 %) und Kraftstoffe
(+2,3 %). Preisrückgänge gab es u. a.
beim Heizöl (-8,6 %), Gas (-4,6 %)
und Frischgemüse (-5,8 %). Die Zu-
nahme ist freilich zum Teil auf die zu
Jahresbeginn 2002 wirksam geworde-
nen Erhöhungen der Tabak-, Versi-
cherung- sowie Ökosteuer zurückzu-
führen: Jede Zigarette verteuerte sich
dadurch um 0,49 Cent, Kraftstoffprei-
se stiegen um 3,07 Cent je Liter,
Strom wurde um 0,26 Cent je Kilo-
wattstunde teurer (alle jeweils ohne
Mehrwertsteuer), und für die meisten
Versicherungsarten wurde der Steu-
ersatz der Versicherungsteuer auf
16 % angehoben16). So könnte man
zum vorsichtigen Schluss kommen,
der Übergang auf Euro-Preise habe
den Gesamtindex in Deutschland nur
geringfügig beeinflusst.

Die Analyse der Preisentwicklung ein-
zelner Warengruppen gibt allerdings
Anlass, die Eindrücke der Verbrau-
cher („gefühlte Inflation“, „Euro =
Teuro“-Debatte) ernst zu nehmen,
zumal sich gerade Güter des tägli-
chen Verbrauchs verteuerten, die
überwiegend bar bezahlt werden
und deren Bezahlung die Verbrau-
cher „erleben“, im Gegensatz zu ab-
gebuchten Posten wie z. B. die Miete.
Offensichtlich wurde der Währungs-
wechsel zumindest im Schnitt der be-
trachteten Warengruppen dazu ge-
nutzt, die Preise leicht anzuheben. Im
Gefolge der Währungsumstellung
scheinen die Konsumenten sich ihrer
Unsicherheit mit den neuen Preisen
bewusst zu gewesen sein: Preise wer-
den seit Anfang 2002 besonders in-
tensiv verglichen, und manche Ver-
braucher rechnen Euro-Preise immer
noch in D-Mark zurück. 

Für Anbieter wäre es zu teuer, die
Preise ihrer Waren und Dienstleis-
tungen täglich auf ihr gerade opti-
males Niveau zu setzen. Dafür muss
neu kalkuliert werden, Auszeichnun-
gen sind vorzunehmen, Verkäufer
und Kunden müssen sich umstellen.
Deshalb werden normalerweise Prei-
se nicht ständig, sondern erst dann
an neue Verhältnisse angepasst,
wenn die erwarteten Kosten auf-
grund eines weiteren Festhaltens am
(aus Anbietersicht) zu niedrigen
Preis die Kosten der Preisänderung
zu überwiegen beginnen. Weil an je-
dem Tag nur ein kleiner Teil aller
Anbieter an diesem Punkt anlangt,
bewegen sich Indizes, die das Ge-
samtpreisniveau messen, gewöhnlich
nur nach und nach. Die Währungs-
umstellung verpflichtete allerdings
alle Anbieter, sämtliche Waren zum
Jahreswechsel 2001/02 neu auszu-
zeichnen. Dabei wurden viele Preis-
anpassungen vorgenommen, für die
ansonsten die Zeit erst später reif
gewesen wäre. Die Preise sind im all-
gemeinen dort gestiegen, wo Euro-
induziert von attraktiven D-Mark-
Preisen (z. B. 1,99 DM, entspricht
1,02 EUR) auf attraktive Euro-Preise
umgestellt wurde, d.h. tendenziell
eher auf 1,09 EUR als auf 0,99 EUR.
Es wird auch bisweilen lohnend ge-
wesen sein, im Vorfeld auf Preisän-
derungen zu verzichten, um nicht
zweimal kurz hintereinander die
Preissetzungskosten tragen zu müs-
sen. Die Preise wurden jedenfalls
eher nach oben als nach unten ge-
setzt, denn Preisanpassungen folgen
im Schnitt einem schwach positiven
Preistrend, der als „unvermeidliche
Inflation“ geldpolitisch hingenom-
men wird. Der gleichzeitige Vollzug
dieses Trends durch alle Anbieter
führte aber zu einem kleinen Sprung
des Preisniveaus nach oben. 

Anschaulich ist auch ein Blick auf die
Inflationsrate der Warengruppe
Wohnung, Wasser, Elektrizität, Gas
und andere Brennstoffe im Vorjah-
ressvergleich. Sie stieg mit +1,0 % im
Jahresdurchschnitt nur geringfügig.
Die Erklärung ist einfach: Die Euro-
Umstellung machte bei den Be-
standsmieten, welche den größten
Anteil an dieser Warengruppe aus-
machen, keine Neufestsetzungen im

Januar erforderlich, sie wurden au-
tomatisch von D-Mark in Euro umge-
rechnet. 

Der Preissprung bei Dienstleistungen
(+2,2 %) war im Schnitt besonders
kräftig (z. B. Beherbergung +4,3 %,
Gaststättendienstleistungen +3,7 %).
Dass die Preise für Dienstleistungen
im Januar 2002 besonders kräftig an-
gehoben worden sind, liegt wohl da-
ran, dass die Preise für Dienstleistun-
gen relativ selten geändert werden.
Geht man davon aus, dass sich auch
die Dienstleistungspreise langfristig
parallel mit der allgemeinen Inflati-
onsrate entwickeln, diese Preise je-
doch nur relativ selten verändert
werden, müssen die einzelnen Preis-
anpassungen entsprechend deutli-
cher ausfallen. Das erklärt die größe-
ren Preissprünge bei vielen Dienstleis-
tungen im Zuge der Euro-Bargeldein-
führung. Auf den gesamten Preisin-
dex haben Dienstleistungen (ohne
Wohnungsmieten) einen geringeren
Einfluss als Waren, weil sie im Waren-
korb, der dem Index zugrunde liegt,
eine etwas geringere Rolle spielen
(30,3 % zu 48,5 %); die verbleiben-
den 21,2 % entfallen vollständig auf
die Wohnungsnutzung.

Weil alle Preise nach der Währungs-
umstellung gerade erst auf den neu-
esten Stand gebracht wurden, entwi-
ckelte sich in der Folgezeit ein beson-
ders träger Preisindex. Allerdings hat
der kleine Preissprung den Konsu-
menten ein wenig Kaufkraft entzo-
gen. Insoweit als die Anbieter mit
den gesamtwirtschaftlichen Effekten
ihres Preissetzungsverhaltens nicht
gerechnet haben, fielen nachfolgen-
de Preisänderungen im Schnitt niedri-
ger aus. Die Verbraucherpreise stag-
nierten bereits im Februar 2002 ge-
genüber dem Vormonat saisonberei-
nigt. Im Laufe des Jahres 2002 ist der
Preisindex auf den Trend zurückge-
fallen, der sich ohne Euro-Umtausch
eingestellt hätte. Der Einfluss der
Euro-Einführung auf das Preisniveau
lässt sich allerdings nicht genau
quantifizieren, weil reine Preisbe-
obachtungen für die Ursachenbestim-
mung nicht ausreichen. Sie können
bestenfalls darlegen, wie sich Gestal-
tung und Verteilung der Preise im
Zeitablauf verändert haben.
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–––––––––––
16) Berechnung von Lohnsteuer, Einkommen-
steuer und Ökosteuer für die Jahre 1998 – 2005.
URL: http://www.bundesfinanzministerium.de/
fach/steuerber/start.htm [12. 05. 2003]
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Rentner sein und Rentner werden:
Rentnereinkommen und private Altersvorsorge

Ergebnisse des Mikrozensus 

Dr. Olivia Wüthrich-Martone

Methodische 
Vorbemerkungen 

Diesem Bericht liegen die Daten des
Mikrozensus 2002, 2001 und 1997 zu-
grunde. Der Mikrozensus ist eine
bundesweite Befragung, die jedes
Jahr bei einem Prozent (Auswahlsatz)
der Haushalte durchgeführt wird.
Zugrunde liegt eine repräsentative
Flächenstichprobe der Bevölkerung,

die auf sogenannten „Auswahlbezir-
ken“4) basiert. Die Stichprobenergeb-
nisse des Mikrozensus werden für
Haushalte und Personen hochgerech-
net. Die Hochrechnung erfolgt an-
hand der Merkmale Geschlecht, Nati-
onalität (deutsch/nicht deutsch) und
Anpassungsschicht5) .

Die aktuelle Rechtsgrundlage für
den Mikrozensus, das Mikrozensusge

setz6) vom 17. Januar 1996, legt das
Erhebungsprogramm bis 2004 fest.
Das Erhebungsprogramm des Mikro-
zensus besteht grundsätzlich aus
einem jährlich wiederkehrenden
Grundprogramm (mit einem Aus-
wahlsatz von einem Prozent und Aus-
kunftspflicht) und aus vierjährlichen,
themenbezogenen Zusatzprogram-
men (mit einem Auswahlsatz von ca.
0,5 % – 1 %, zum Teil auch ohne Aus-
kunftspflicht). 

Neben allgemeinen demografischen
Angaben werden im Grundpro-
gramm Angaben zur Lebenssituation,
zum Schulbesuch, zur Beteiligung am
Erwerbsleben sowie zum Lebensun-
terhalt erfragt. 

Im April 1997 und im April 2001 wur-
de das Zusatzprogramm „Private und
betriebliche Altersvorsorge“ durchge-
führt. Der Auswahlsatz war 0,5 %.
Für dieses Zusatzprogramm bestand
keine Auskunftspflicht. 

Für Auswertungen aus dem Mikro-
zensus sind folgende Bevölkerungs-
begriffe relevant:

Bevölkerung
(am Ort der Hauptwohnung):
Dazu gehören alle Personen mit nur
einer Wohnung und von den Perso-
nen mit mehreren Wohnungen nur
die in ihrer vorwiegend genutzten
Wohnung. Für Verheiratete, die nicht
dauernd getrennt von ihrer Familie
leben, gilt die vorwiegend benutzte
Wohnung der Familie als Hauptwoh-
nung. Nicht zur Bevölkerung gehören
die Angehörigen der ausländischen
Stationierungsstreitkräfte sowie der
ausländischen diplomatischen und
konsularischen Vertretungen mit ih-
ren Familienangehörigen.

Die Altersstruktur der Bevölkerung hat sich in den letzten Jahrzehnten deut-
lich verändert, die Geburtenrate ist gesunken und die Lebenserwartung hat
sich erhöht: Allgemein ist die Bevölkerung älter geworden. Der Anteil der Per-
sonen, die von Altersruhegeld leben, ist aufgrund der veränderten Altersstruk-
tur und der zunehmenden Frühverrentung gestiegen und betrug im Jahr 2002
in Nordrhein-Westfalen mehr als ein Fünftel der gesamten Bevölkerung. 

Das Thema dieses Berichtes ist die Beschreibung der Lage der Rentnerinnen
und Rentner1). Dieses Thema ist besonders interessant und aktuell, weil die Art
der Bürgerinnen und Bürger für das Alter vorzusorgen durch den heutigen Zu-
stand des Rentenversorgungssystems möglicherweise beeinflusst wird.

Zuerst wird die sozioökonomische Situation der Personen mit vorwiegendem
Lebensunterhalt aus Rente oder Pension im Jahr 2002 geschildert. Es wird
dann eine Aufteilung der Personen mit Rentenbezug2) nach Art der Einkünfte
dargestellt. Dadurch wird die Tatsache, dass Einkünfte aus mehreren Quellen
stammen können, präziser abgebildet. Im Jahr 2002 war die eigene Rente nur
für ca. die Hälfte der Rentnerinnen und Rentner die einzige Einkommensquel-
le. Geschlechtsspezifische Unterschiede werden in Bezug auf die Art und den
Umfang der bezogenen Renten und der zusätzlichen Einkünfte festgestellt
und beschrieben. 

Anschließend wird untersucht, ob die aktuelle Unsicherheit in Bezug auf das
Versorgungsniveau im Alter zu einem verstärkten Engagement im Bereich der
privaten Altersvorsorge führt. Zu diesem Zweck werden die Daten des Mikro-
zensus aus dem Jahre 2001 mit den Daten von 1997 verglichen3). Verschiedene
Faktoren, die das Bestehen und den Umfang von Lebens- oder Rentenversiche-
rungsverträgen als Altersvorsorge beeinflussen, werden dargestellt. Hierbei
hat sich die Höhe des Einkommens als sehr entscheidend erwiesen. Zum Ab-
schluss dieses Berichtes wird der Zusammenhang zwischen dem Bestehen einer
betrieblichen Altersvorsorge und der Entscheidung, das Lebensniveau im Alter
durch Lebens- oder Rentenversicherungsverträge abzusichern, geschildert.

––––––––––––––
1) bzw. Pensionärinnen und Pensionäre
2) bzw. Pensionsbezug
3) Die Befragung nach der privaten Altersvor-
sorge fand in den Jahren 1997 und 2001, aber
nicht in 2002 statt. 

––––––––––––––
4) Straßenabschnitte, die nach einem mathema-
tischen Zufallsverfahren für alle Regionen des
Landes ausgewählt worden sind
5) regionenbasierte Schichtung der Auswahlbe-
zirke

––––––––––––––
6) Gesetz zur Durchführung einer Repräsenta-
tivstatistik über die Bevölkerung und den Ar-
beitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haus-
halte (BGB1. I S. 34)
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Privathaushalt (oder einfach 
Haushalt): 
Jede zusammenwohnende und eine
wirtschaftliche Einheit bildende Perso-
nengemeinschaft sowie alle Personen,
die allein wohnen und wirtschaften
(z. B. Einzeluntermieter). Zum Haushalt
können verwandte und familienfrem-
de Personen gehören (z. B. Hausperso-
nal). Gemeinschafts- und Anstaltsun-
terkünfte gelten nicht als Haushalte.

In diesem Bericht wird die Bevölke-
rung in Privathaushalten am „Ort der
Hauptwohnung“ untersucht. Durch
diese Bedingung werden eventuelle
Doppelzählungen vermieden. Eine
Person, die in mehreren Privathaus-
halten wohnberechtigt ist, könnte
sonst mehrmals gezählt werden.

Ein kleiner Anteil der Bevölkerung7)

wohnt nicht in Privathaushalten, son-
dern in Gemeinschafts- oder Anstalts-
unterkünften (Kinderheime, Altershei-
me, psychiatrische oder medizinische
Anstalten usw.). Auf eine Auswertung
der Daten von Rentner(inne)n  in Ge-
meinschaftsunterkünften wurde ver-
zichtet, weil die Qualität dieser Daten
beeinträchtigt ist. Diese Personen kön-
nen oft nicht persönlich befragt wer-
den, z. B. aus gesundheitlichen Grün-
den, und gerade bei den Einkom-
mensangaben ist die Nonresponse
Quote sehr hoch (im Jahr 2001 hatten
nur ca. 29 % der Personen in Gemein-
schaftsunterkünften Angaben über
ihr Einkommen gemacht). 

1 Einleitung

Die Altersstruktur der Bevölkerung
vieler Industriegesellschaften hat sich
in den letzten Jahrzehnten deutlich
verändert: Die Bevölkerung ist älter
geworden, und der Anteil der Perso-
nen, die ihren überwiegenden Le-
bensunterhalt aus Rente oder Pensi-
on beziehen, ist gestiegen. Auch in
Nordrhein-Westfalen (siehe Abb. 1)
ist der Anteil der Personen im Alter
von 65 und mehr Jahren seit Anfang
der siebziger Jahre deutlich und kon-
tinuierlich gestiegen8), und zwar von
12,7 % auf 17,4 % zwischen 1971
und 2001. Der Anteil der Bevölke-
rung im Alter von unter 15 Jahren

hat sich im gleichen Zeitraum um ca.
sieben Prozentpunkte verringert und
lag im Dezember 2001 mit 16,1 % un-
ter dem Anteil der Bevölkerung im
Rentenalter.
 
Diese demografischen Veränderun-
gen sowie die zunehmendende Früh-
verrentung sind einige der Gründe,
die dazu beigetragen haben, dass der
Anteil der Personen, die überwiegend
von Renten und Pensionen leben,
stieg. Im April 2002 (siehe Abb. 2) leb-
te bereits 21,8 % der Bevölkerung in
Nordrhein-Westfalen vorwiegend von
Renten oder Pensionen.

Dadurch hat sich auch das zahlenmä-
ßige Verhältnis von Erwerbstätigen
zu Rentner(inne)n zu ungunsten der
Erwerbstätigen entwickelt (vgl.
Abb. 3): Bei den Männern kamen im
Jahre 1991 noch 3,2 Erwerbstätige
auf einen Rentner, im Jahre 2002 nur
noch 2,2. Bei den Frauen ist dieses
Verhältnis mit 1,4 erwerbstätigen
Frauen auf eine Rentnerin noch un-
günstiger. Allerdings hat sich diese
Relation im Zeitvergleich kaum ver-
ändert. Hauptgrund dafür ist die zu-
nehmende Beteiligung der Frauen
am Erwerbsleben, die den gewachse-
nen Anteil der Frauen im Rentenalter
zum Teil kompensiert. Die Erwerbs-
quote9) der Frauen im Alter ab 15
Jahren stieg von 40,5 % im Jahr 1991
auf 45,1 % im Jahr 2002.

––––––––––––––
7) im Jahre 2001 ca. 0,9 % der gesamten Bevöl-
kerung
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––––––––––––––
8) Daten aus der Bevölkerungsstatistik; Statisti-
ken aus dem Mikrozensus mit der hier ge-
wünschten Altersaufteilung lagen nicht vor. 

––––––––––––––
9) Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige
und Erwerbslose) im Alter zwischen 15 und 65
Jahren an der gleichaltrigen Bevölkerung (Er-
gebnisse des Mikrozensus)
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Diese Daten verdeutlichen die Proble-
me, die sich sowohl für das Alterssi-
cherungssystem insgesamt als auch
für den Einzelnen ergeben. Die de-
mografische Entwicklung mit dem
wachsenden Anteil älterer Menschen,
die erhöhte Lebenserwartung, der
gestiegene Anteil der Personen, die
vorwiegend von Altersruhegeld le-
ben sowie das sich quantitativ ver-
schlechternde Verhältnis der Erwerbs-
tätigen (Beitragszahler) zu den Rent-
ner(inne)n führen zu enormen Belas-
tungen des gesetzlichen Rentenversi-
cherungssystems.

Die Suche nach zusätzlichen Möglich-
keiten der Altersvorsorge, die Diskus-
sion über die Neustrukturierung des
Rentenversorgungssystems und der
Wunsch, den eigenen Lebensstan-
dard im Alter aufrecht zu halten, las-
sen ein verstärktes Engagement der
Bürgerinnen und Bürger für ihre Al-
tersvorsorge erwarten. Der Abschluss
eines privaten Lebensversicherungs-
vertrages wird oft als Möglichkeit ge-
sehen, die eigenen Einnahmen im Al-
ter zu erhöhen. Der Impuls in Rich-
tung einer Zunahme der privaten
Vorsorge wurde mit der im Januar
2002 in Kraft getretenen Rentenre-
form (Riester-Rente) öffentlich pro-
pagiert10) und unterstützt.

Die Daten aus dem Zusatzprogramm
„Private und betriebliche Altersvor-
sorge“ des Mikrozensus bieten eine
gute Grundlage um festzustellen, ob
eine stärkere Gewichtung der priva-
ten Altersvorsorge stattgefunden
hat. Darüber hinaus ist es möglich,
mit den Daten des Grundprogramms
die sozioökonomische Lage der heu-
tigen Rentnerinnen und Rentner zu
beschreiben.

Im Rahmen dieses Berichtes werden
deswegen zwei unterschiedliche As-
pekte dargestellt, die Situation der
Personen, die schon Rentner/-in sind,
und die Auswirkungen der sozialen
und wirtschaftlichen Veränderungen
der letzten Jahre auf die Maßnah-
men der Bürger/-innen, für das Alter
vorzusorgen.

In Abschnitt 2 wird die sozioökono-
mische Lage der Rentnerinnen und
Rentner beschrieben. Zuerst wird in
Abschnitt 2.1 die Situation der Perso-
nen mit vorwiegendem Lebensunter-
halt aus Rente oder Pension kurz ge-
schildert. Danach wird in Abschnitt 2.2
eine breitere Gruppe von Rent-
ner(inne)n  (alle Nichterwerbsperso-
nen mit Rente oder Pension) betrach-
tet und genauer untersucht. Des Wei-
teren erfolgt eine Aufteilung der
Rentner/-innen nach Art und Umfang
der Einkommen. In Abschnitt 3 wird
untersucht, wie die Bürger/-innen,
die noch nicht in Rente sind, für ihr
Leben im Alter vorsorgen. In Ab-
schnitt 3.1 werden das Bestehen von
Lebens- oder Rentenversicherungen

und die soziodemografischen und
wirtschaftlichen Parameter, die dieses
beeinflussen, beschrieben. Thema
von Abschnitt 3.2 ist die betriebliche
Altersvorsorge und ihr Einfluss auf
die private Vorsorge. Zusammenfas-
sung und Ausblick folgen in Ab-
schnitt 4.

2 Rentner/-in sein: 
Wer sind die Rentnerinnen
und Rentner und wie hoch
ist ihr Nettoeinkommen?

Obwohl im Wörterbuch11) eine klare
Definition von „Rentner“ gegeben
wird – jemand, der eine Rente be-
zieht –, werden in Artikeln, Berichten
und Veröffentlichungen viele, mehr
oder weniger voneinander abwei-
chende Definitionen von Rent-
ner(inne)n benutzt. Jede dient einem
besonderen Ziel und ist oft von den
zur Verfügung stehenden Daten ab-
hängig. 

Eine Befragung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung12) führte z. B. zu In-
formationen über die Anzahl, Art
und Höhe der bezogenen Renten pro
Person. In diesem Fall kann, wie im
Duden, ein(e) Rentner/-in als eine
Person mit Rentenbezug bezeichnet
werden. Wenn man aber nur an
Altersrenten interessiert ist, betrach-
tet man gewöhnlich Personen ab
einer bestimmten Altersgrenze, z. B.
ab 65 Jahren. Bei einem Vergleich mit
den Erwerbstätigen kann zwischen
Erwerbstätigen ohne Rentenbezug,
Rentner(inne)n ohne Erwerbstätig-
keit und Mischsituationen unterschie-
den werden. In der amtlichen Statis-
tik spielt das Konzept vom überwie-
genden Lebensunterhalt eine große
Rolle, z. B. bei Auswertungen aus
dem Mikrozensus. Ein(e) Rentner/-in
wird dann definiert als jede Person
im Alter von über 15 Jahren, die we-
der erwerbstätig noch erwerbslos
(Nichterwerbsperson) ist und die ih-
ren Lebensunterhalt überwiegend
aus Rente oder Pension bestreitet.
Ein Vorteil einer solchen Definition
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––––––––––––––
10) Die Rentenreform wurde z. B. in der Bro-
schüre „Die neue Rente: Solidarität mit Ge-
winn“ vom damaligen Bundesarbeits- und Sozi-
alminister Riester wie folgt vorgestellt: „ ... das
Herz der Renten-Reform ist der Aufbau einer
staatlichen Förderung für Ihre zusätzliche priva-
te Altersvorsorge.“

––––––––––––––
11) Duden, Deutsches Universalwörterbuch, 4.,
neu bearbeitete und erweiterte Auflage, Du-
denverlag, Mannheim.
12) Vgl. z. B. Rentenversicherungsbericht 2002,
§ 2.3.
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ist, dass bei den so definierten Rent-
ner(inne)n die Rente oder Pension
die Haupteinnahmequelle ist. Darü-
ber hinaus entsprechen solche Rent-
ner/-innen einem großen Anteil aller
Personen, die eine Rente beziehen. In
2002 machten die so definierten
Rentner/-innen ca. 94 % aller Nichter-
werbspersonen im Alter ab 15 Jah-
ren, die eine Rente beziehen, aus. 

Wenn aber im Vordergrund eine tie-
fere Beschreibung der wirtschaftli-
chen Lage der Rentner/-innen steht,
zeigt sich ein Nachteil dieser Definiti-
on. Bei dieser Definition werden Per-
sonen mit Rentenbezug, die ihren
überwiegenden Lebensunterhalt aus
anderen Quellen (z. B. Wohngeld, So-
zialhilfe, Vermögen oder Vermie-
tung) bestreiten, nicht berücksichtigt.
Insbesondere bei niedrigeren Renten
ist die Rente oder Pension nicht im-
mer die Haupteinkommensquelle. 

In den nächsten Abschnitten wird zu-
erst eine allgemeine Beschreibung
der Personen mit überwiegendem Le-
bensunterhalt aus Rente bzw. Pensi-
on vorgelegt. Danach wird die Lage
aller Nichterwerbspersonen mit Ren-
te bzw. Pension im Detail dargestellt.
Für diese Personen erfolgt eine Dar-
stellung der wirtschaftlichen Lage
aufgrund verschiedener Einkom-
mensquellen (eigene Rente, Transfer-
leistungen, Vermögen usw.). Dadurch
wird insbesondere eine eindeutigere
Zuordnung des monatlichen Einkom-
mens zu den Einkommensquellen ge-
währleistet.

2.1 Rentner/-innen 
als Nichterwerbspersonen 
mit vorwiegendem Lebensunter-
halt aus Rente oder Pension

Als Rentner/-in wird hier jede Person
im Alter ab 15 Jahren bezeichnet, die
weder erwerbstätig noch erwerbslos
ist (Nichterwerbsperson) und ihren
Lebensunterhalt überwiegend aus
Rente oder Pension bestreitet. 

Im April 2002 bestand die Bevölke-
rung13) in Privathaushalten in Nord-
rhein-Westfalen aus 17,9 Mill. Perso-

nen, darunter waren 2,8 Mill. Kinder
und Jugendliche im Alter von unter
15 Jahren. Es gab 3,77 Mill. Rentner/-
innen, davon 1,93 Mill. Frauen und
1,84 Mill. Männer. Damit lag der An-
teil der Rentner/-innen  insgesamt bei
einem knappen Viertel (24,9 %) der
Bevölkerung im Alter von über 15
Jahren. 

In Abb. 4 sind die Rentner/-innen ge-
genüber den Gruppen der Erwerbstä-
tigen, der Erwerbslosen und der
Nichterwerbspersonen14) mit über-
wiegendem Lebensunterhalt durch
Angehörige dargestellt. Unter Sonsti-
ge werden alle Personen, die nicht
unter die oben genannten Kategori-
en fallen, wie z. B. Nichterwerbsper-

sonen mit überwiegendem Lebensun-
terhalt aus BAföG oder Stipendien,
zusammengefasst.

Im Jahr 2002 waren ca. 2,78 Mill.
Rentner/-innen im Alter von 65 und
mehr Jahren, was einem Anteil
von 73,8 % der Rentner/-innen insge-
samt entsprach. Der Anteil der Rent-
ner/-innen  im Alter zwischen 55 und
65 Jahren lag, vor allem aufgrund des
vorzeitigen Ausscheidens aus dem
Berufsleben (Vorruhestandregelun-
gen), bei 22,4 %.

Der Anteil der Rentnerinnen steigt
deutlich mit dem Alter (siehe Abb. 5):
Knapp 62 % der Rentnerinnen und
Rentner im Alter zwischen 75 und
85 Jahren waren Frauen. Bei den
über 85-Jährigen lag der Anteil der
Rentnerinnen sogar bei 73 %, was

––––––––––––––
13) hochgerechnete Ergebnisse
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––––––––––––––
14) Personen im Alter von über 15 Jahren, die
weder erwerbstätig noch erwerbslos sind
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auf die höhere Lebenserwartung der
Frauen zurückzuführen ist15). 

Mehr als ein Drittel der Rentner/-in-
nen (36 %) lebte allein. Auch hier zei-
gen sich allerdings deutlich ge-
schlechtsspezifische Unterschiede, die
zum Teil durch die höhere Lebenser-
wartung der Frauen verursacht sind.
Jede zweite Rentnerin wohnte im
Jahre 2002 allein, aber nur jeder
sechste Rentner. Die alleinlebenden
Rentnerinnen waren zu 78,8 % ver-
witwet und ihr durchschnittliches Al-
ter lag mit 75 Jahren fünf Jahre über
dem entsprechenden Alter eines al-
lein lebenden Rentners. Der Anteil
der verwitweten Männer unter den
allein lebenden Rentnern betrug nur
52 %.

In Abb. 6 sind die Haushalte nach
Besetzung mit oder ohne Rentner/-in
und zusätzlich nach Anzahl der
Rentner/-innen abgebildet. In 64,8 %
aller Haushalte lebte kein(e) Rent-
ner/-in. Unterschieden wurde zwi-
schen Haushalten mit ausschließlich
Rentner(inne)n und Haushalten mit
Rentner(inne)n und anderen Perso-
nen. 

Der Anteil der Einrentnerhaushalte,
d. h. der Einpersonenhaushalte mit
einer Rentnerin bzw. einem Rentner,
betrug 16,3 % aller 8,32 Mill. Haus-
halte in Nordrhein-Westfalen. Die
Zweirentnerhaushalte entsprachen
7,3 % der Haushalte. Die Zweirent-
nerhaushalte sind zum großen Teil
Haushalte mit Rentnerehepaaren:
90,4 % ihrer Mitglieder sind verheira-
tete Rentner/-innen. 

Abb. 7 zeigt einen Vergleich der Ver-
teilung des monatlichen Nettoein-
kommens der Rentner/-innen mit
dem Nettoeinkommen der Erwerbs-
tätigen und der Erwerbslosen. Ein
Drittel der Rentner/-innen verfügte
über ein Nettoeinkommen unter 900
Euro. Der Anteil der Erwerbstätigen
in der gleichen Klasse lag bei nur ei-
nem Viertel, der von Erwerbslosen
bei 73,3 %. Das Einkommen von
17,1 % der Rentner/-innen lag über
1700 Euro.

Die Daten in Abb. 8 geben einen
Überblick über die bestehenden
Einkommensunterschiede zwischen
Rentnerinnen und Rentnern. Diese
deutlichen Unterschiede sind auf
verschiedene, oft zusammenhängen-
de Ursachen zurückzuführen. Frauen
arbeiten aus familienpolitischen
Gründen häufig „weniger“ als Män-
ner, zum Teil weil sie mit einer ge-
ringen wöchentlichen Stundenzahl
erwerbstätig sind, zum Teil wegen
der Elternzeit. Darüber hinaus gehö-
ren Frauen im Rentenalter zu einer
Generation mit einer niedrigeren

Frauenerwerbsquote. Hinzu kom-
men die oft bestehenden ge-
schlechtsspezifischen Verdienstun-
terschiede.

Mehr als ein Viertel der Rentner hat-
te ein monatliches Nettoeinkommen
von 1 700 und mehr Euro. Der Anteil
der Rentnerinnen mit einem solchen
Einkommen lag bei nur 9 %. Knapp
jede fünfte Frau (19 %) hatte weni-
ger als 500 Euro monatlich zur Verfü-
gung. Der vergleichbare Männeran-
teil lag dagegen bei 2,4 %.

Abb. 6 Haushalte nach Rentnerbesetzung

Grafik: LDS NRW
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––––––––––––––
15) Bei dieser Altersklasse spielen auch die
Kriegseffekte noch eine bedeutende Rolle (hö-
here Mortalitätsrate bei den Männern).
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Ein alleinlebender Rentner verfügt
durchschnittlich über ein monatliches
Nettoeinkommen zwischen 1 100 und
1 300 Euro, während eine alleinle-
bende Rentnerin monatlich mit ei-
nem Einkommen zwischen 900 und
1 100 Euro auskommen muss. Rent-
ner/-innen, die in einem Zweirentner-
haushalt wohnen, haben zusammen
monatlich zwischen 1 700 und 2 000
Euro zur Verfügung, um ihren Haus-
halt zu führen.

Im Rentenversicherungsbericht 2002
der Bundesregierung wurden ähnli-
che Zahlen veröffentlicht16). Laut die-
sem Bericht verfügten in den alten
Bundesländern Ehepaare im Durch-
schnitt über ein monatliches Netto-
einkommen von 1 997 Euro, alleinste-
hende Männer über 1 391 Euro und
alleinstehende Frauen über 1 115
Euro je Monat. Diese Werte beziehen
sich auf das Jahr 1999 und auf Perso-
nen im Alter ab 65 Jahren, aber nicht
ausschließlich auf Rentner/-innen.
Deswegen sind sie mit den hier veröf-
fentlichten Ergebnissen des Mikro-
zensus 2002 nur bedingt vergleich-
bar. Es ist trotzdem festzustellen,
dass die beiden Ergebnisse eine hohe
Ähnlichkeit zeigen.

Ca. 2,2 % aller Rentner/-innen beka-
men Wohngeld, 2,4 % Pflegegeld.
Sehr klein war mit 0,7 % der Anteil
der Rentnerinnen und Rentner, die
Leistungen aus einer Lebensversiche-
rung bezogen. Es ist zu vermuten,

dass die Unsicherheit in Bezug auf
das Versorgungsniveau im Alter und
die Notwendigkeit, sich persönlich
dafür zu engagieren, bis vor einigen
Jahren nicht so besonders verbreitet
waren. 

Der Anteil der Rentner/-innen, die So-
zialhilfe bezogen, lag bei knapp
0,7 %. Dieser Wert ist auch aufgrund
der hier angewandten Definition von
Rentner/-innen so niedrig. Bei den
Bürgerinnen und Bürgern mit über-
wiegendem Lebensunterhalt aus Ren-
te oder Pension werden nicht alle
Rentenbezieher/-innen einbezogen,
am wenigsten die mit sehr niedrigen
Renten. Personen mit so niedrigen
Renten, dass deren vorwiegender Le-
bensunterhalt aus Sozialhilfe besteht,
werden  in dieser Definition nicht als
Rentner/-in berücksichtigt. Darüber

hinaus ist zu beachten, dass alle In-
formationen über das Nettoeinkom-
men der oben definierten Rentner/-
innen keine eindeutige Aussage über
die Höhe der bezogenen Renten er-
lauben. Die bezogene Rente ist die
vorwiegende Lebensunterhaltsquelle,
aber nicht immer die einzige Einkom-
mensquelle. Im nächsten Abschnitt
werden deswegen die Daten des Mik-
rozensus aus einer neuen, einkom-
mensquellenbezogenen Perspektive
ausgewertet.

2.2 Rentner/-innen 
als Nichterwerbspersonen 
mit Rente oder Pension

Als Rentner/-in wird im Folgenden
jede Person im Alter ab 15 Jahren
bezeichnet, die weder erwerbstätig
noch erwerbslos ist (Nichterwerbsper-
son) und mindestens eine Rente oder
eine Pension bezieht. 

Der Unterschied zwischen dieser Defi-
nition und der im vorherigen Ab-
schnitt liegt darin, dass es hier nicht
entscheidend ist, ob die Rente17) die
vorwiegende Lebensunterhaltsquelle
ist. Entscheidend ist nur der Renten-
bezug und nicht, inwieweit die bezo-
gene Rente zum Lebensunterhalt bei-
trägt. In der neudefinierten Gruppe
von Rentner(inne)n sind deswegen
alle Personen mit eingeschlossen, die
auch gemäß der alten Definition
Rentner/-in waren. 

––––––––––––––
16) Rentenversicherungsbericht 2002, § 3.3.
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Die neue Definition eignet sich besser,
die Realität der verschiedenen Einkom-
mensquellen bei den Rentner(inne)n
zu beschreiben. Bei vielen Personen ist
die Rente tatsächlich nur eine Quelle
des Einkommens, weil sie außerdem
Einkommen aus Transferleistungen
(Wohngeld, Sozialhilfe usw.), Betriebs-
renten, Vermietung, Verpachtung oder
Lebensversicherung beziehen. Die Ren-
te ist insbesondere bei niedrigeren Ren-
ten nicht immer die Hauptquelle des
Einkommens. Personen mit solchen
niedrigen Renten sind jedoch hier auf-
grund der neuen Definition als Rent-
ner/-in erfasst worden und können ent-
sprechend berücksichtigt werden.

Ähnlich zur Darstellung in Abb. 4
wurden in Abb. 9 den Rentner(inne)n
die Gruppen der Erwerbstätigen, der
Erwerbslosen und der Nichtserwerbs-
personen ohne Rentenbezug gegen-
übergestellt. Die Anteile der Erwerbs-
tätigen und der Erwerbslosen sind
gleich geblieben. Der Anteil der
Rentnerinnen18) ist wie erwartet grö-
ßer geworden, weil die neue Definiti-
on von Rentner(inne)n einen größe-
ren Personenkreis als zuvor umfasst.

Die Bevölkerung im Alter ab 15 Jah-
ren mit Einkommensangaben ist in
Abb. 10 nach Geschlecht und Einkom-
mensart abgebildet. Hier wurden die
Rentner/-innen19) mit folgenden Ver-
gleichsgruppen dargestellt: Erwerbs-
tätige, Bezieher/-innen ausschließlich
von Transferleistungen wie Arbeitslo-
sengeld und Sozialhilfe, und Perso-
nen ohne Einkommen. Personen, die
nicht unter diese Kategorien fielen,
wie Nichterwerbspersonen mit Ein-
kommen aus Vermögen, wurden un-
ter „Sonstige“ zusammengefasst.

Insgesamt lag der Anteil der Rentner/-in-
nen bei 25,6 %, bezogen auf die Bevöl-
kerung im Alter ab 15 Jahren mit Ein-
kommensangaben. Dem standen
50,1 % Erwerbstätige gegenüber. Der
Anteil der Bezieher/-innen von Sozialein-
kommen belief sich insgesamt auf 6 %. 

Auffällig sind die geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede bei den Erwerbstäti-
gen und bei den Personen ohne Ein-
kommen. Bei den Erwerbstätigen be-
stand, trotz der gestiegenen Erwerbsbe-
teiligung der Frauen, immer noch ein
Unterschied von fast 18 Prozentpunk-
ten zwischen Frauen und Männern.
Ebenfalls unterschiedlich war der Anteil
der Personen ohne Einkommen. Fast
jede vierte Frau verfügte über kein ei-
genes Einkommen. Bei den Männern
waren dies nur 7,2 %. Der Anteil weibli-
cher (26,1 %) und männlicher (24,6 %)
Rentner war nahezu gleich.

Aus der Abb. 11 ergibt sich ein Ver-
gleich des monatlichen Nettoeinkom-
mens der Rentner/-innen mit dem
Nettoeinkommen der Erwerbstätigen
und der Bezieher/-innen von aus-
schließlich Transferleistungen. Der
Anteil der Rentnerinnen und Rentner
mit einem Nettoeinkommen unter
500 Euro lag bei 15 %, der der Er-
werbstätigen in der gleichen Klasse
bei 13,3 % und der von Bezie-
her(inne)n von Transferleistungen
schon bei 42,6 %. Nur 16,2 % der
Rentner/-innen  hatte ein Einkommen
über 1700 Euro.
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Transferleistungen
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Sonstige
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Abb. 10 Bevölkerung im Alter ab 15 Jahren nach Geschlecht 
und Einkommensquellen

Grafik: LDS NRW
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––––––––––––––
18) Die niedrigeren Renten werden hauptsäch-
lich von Frauen bezogen.
19) Kleine Abweichungen zwischen Abb. 9 und
Abb. 10 in den Anteilen der Rentner/-innen und
Erwerbstätigen sind auf die unterschiedlichen
Grundgesamtheiten zurück zu führen. In Abb. 9
handelte es sich um Bevölkerung im Alter ab 15
Jahren, hier um die Bevölkerung im Alter ab 15
Jahren, die Einkommensangaben gemacht hat
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Um genauere Informationen über die
wirtschaftliche Lage der Rentner/-in-
nen zu gewinnen, wurden sie nach
dem Bezug verschiedener Rentenar-
ten und zusätzlicher Einkünfte in fol-
gende Gruppen aufgeteilt:
Rentnerinnen und Rentner mit
– ausschließlich eigener Rente,
– ausschließlich Hinterbliebenenrente,
– eigener und Hinterbliebenenrente,
– Rente und Transferleistungen20),
– Rente und anderen Einkommen21).
– sonstigem Einkommen

Anhand dieser Aufteilung lassen sich
bei jedem die einzelnen „Einkom-
mensbausteine“ erkennen. Es kann
z. B. unterschieden werden zwischen
Einkommen nur aus Rente oder aus
Rente und anderen Einnahmequel-
len.

Innerhalb der verschiedenen Grup-
pen bestanden erhebliche ge-
schlechtsspezifische Unterschiede
(vgl. Abb. 12). Bei den Rentnern leb-
ten 62,5 % von der eigenen Rente
oder Pension, ein gutes Viertel bezog
zusätzlich zur Rente ein Einkommen
aus Vermögen, Vermietung, Betriebs-
rente oder Altenteil. Dagegen lebte
nur 42,9 % der Rentnerinnen aus-
schließlich von der eigenen Rente.
Der Anteil der Frauen mit Hinter-
bliebenenrente war vergleichsweise
hoch, da Frauen eine höhere Lebens-
erwartung als Männer haben und
deshalb häufiger ihre Männer überle-
ben als umgekehrt. 12,4 % der Frau-
en lebten ausschließlich von Hinter-
bliebenenrente, weitere 20,9 % be-
zogen zusätzlich zur Hinterbliebe-
nenrente eine eigene Rente. Der An-
teil von Rentner(inne)n mit Transfer-
leistungen lag insgesamt bei 5,8 %.

Geschlechtsbedingte Unterschiede
sind beim persönlichen Nettoeinkom-
men in fast allen betrachteten Rent-
nergruppen festzustellen. Das (mo-
natliche) Nettoeinkommen ergibt
sich im Mikrozensus aus dem Brutto-

einkommen im Erhebungsmonat ab-
züglich Steuern und Sozialversi-
cherungsbeiträgen22). Innerhalb je-
der betrachteten Bevölkerungsgrup-
pe  wurde für den Vergleich der Ein-
kommenslage der Median des mo-
natlichen Nettoeinkommens berech-
net. Der Median oder Zentralwert ist
derjenige Wert in der nach der Größe
der Einzelwerte geordneten Reihe,
der die Reihe halbiert23). Hier sind die
Einzelwerte die monatlichen Netto-
einkommen der Personen in der be-
trachteten Gruppe. Der Median gibt
ein zutreffendes Bild: Er besagt, dass

jeweils die Hälfte der Personen in der
betrachteten Gruppe ein Einkommen
unter bzw. über diesem Wert be-
zog24). 

Die Medianwerte für die Rentner-
gruppen sind in Abb. 13 gegenüber
denen für die Erwerbstätigen und die
Bezieher von Transferleistungen dar-
gestellt. Die Männer hatten fast in al-
len Gruppen ein deutlich höheres
Einkommen als Frauen. Hierbei spie-
len die unterschiedliche Teilnah-
me der Geschlechter am Berufsleben
und die geschlechtsspezifischen Ver-
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––––––––––––––
20) Unter „Transferleistungen“ sind Wohngeld,
Sozialhilfe, Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe,
Stipendien, Pflegegeld und sonstige öffentliche
Zahlungen einschließlich Kindergeld zu verste-
hen.
21) Unter „andere Einkommen“ sind Betriebs-
rente, Altenteil, Leistungen aus einer Lebensver-
sicherung, Einkommen aus Vermögen, Vermie-
tung oder Verpachtung und private Unterstüt-
zungen zu verstehen.

––––––––––––––
22) Diese Angabe wird nicht offen, sondern ver-
schlüsselt erfragt. Die Befragten werden gebe-
ten aus vierundzwanzig vorgegebenen Einkom-
mensklassen diejenige, in die ihr Nettoeinkom-
men fällt, anzugeben. Bei selbständigen Land-
wirten und mithelfenden Familienangehörigen
wird das Nettoeinkommen nicht erfragt 
23) Vgl. L. Sachs, Angewandte Statistik: Anwen-
dung statistischer Methoden, 9 Aufl. Springer-
Verlag, S. 154.

––––––––––––––
24) Die Häufigkeitsverteilungen der Einkommen
sind positiv schiefe Verteilungen, was dazu
führt, dass der anhand des arithmetischen Mit-
tels berechnete Durchschnittsverdienst viel zu
hoch liegt. Bei solchen asymmetrischen Vertei-
lungen ist der Medianwert im Gegensatz zum
arithmetischen Mittelwert robust (vgl. L. Sachs,
Angewandte Statistik: Anwendung statistischer
Methoden, 9 Aufl. Springer-Verlag, S.154 – 155).
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dienstunterschiede eine große Rolle.
Die niedrigeren Erwerbseinkommen
der Frauen und das oft nicht kontinu-
ierliche Erwerbsleben führen auch zu
niedrigeren eigenen Renten. Frauen,
die von ihrer eigenen Rente lebten,
verfügten im Durchschnitt über ein
Einkommen, das nur 40,6 % eines
Mannes in der gleichen Situation be-
trug. Bei den Erwerbstätigen war die-
ser Unterschied kleiner: Das Einkom-
men erwerbstätiger Frauen betrug
60,5 % dessen der erwerbstätigen
Männer. Frauen mit Hinterbliebenen-
rente schnitten insgesamt deutlich
besser ab als Frauen mit nur eigener
Rente, auch gegenüber den Män-
nern. Besser war die wirtschaftliche
Lage von Rentnerinnen mit zusätzli-
chen Einkommen wie Vermögen oder
Vermietung. In diesem Fall wiesen
Frauen mit 1 180 EUR ein Einkom-
mensniveau von 76 % dessen eines
Mannes auf. Das Einkommensniveau
der Frauen blieb aber immer deutlich
unter demjenigen der Männer.

Auch gegenüber Erwerbstätigen
schnitten Rentner besser als Rentne-
rinnen ab. Das Einkommen eines
Rentners mit ausschl. eigener Rente
war knapp ein Viertel geringer als
das eines Erwerbstätigen. Das Ein-
kommen einer Rentnerin machte da-
gegen nur 51,5 % desjenigen einer
erwerbstätigen Frau aus.

Frauen mit Rente und Transferleis-
tungen wiesen ein höheres Einkom-
men als Frauen mit ausschließlich ei-
gener Rente auf. Das liegt zum Teil
daran, dass unter Transferleistungen
auch Leistungen, die nicht vom Ein-
kommen abhängig sind, wie z. B.
Pflegegeld, erfasst wurden.

Insgesamt war die finanzielle Lage
der Rentner deutlich besser als die
der Rentnerinnen, sowohl in den ein-
zelnen Rentnergruppen als auch in
Relation zu den jeweiligen Erwerbs-
einkommen. Da aber der Einkom-
mensunterschied zwischen Männern
und Frauen bei den Erwerbstätigen
weniger groß war als bei den Rent-
ner(inne)n, kann man vermuten, dass
in den nächsten Jahren Rentnerinnen
nicht mehr ganz so schlecht im Ver-
gleich zu den Rentnern abschneiden
werden.

3 Rentner/-in werden: 
Was tun wir für unsere
Altersvorsorge?

Das Zusatzprogramm „Private und
betriebliche Altersvorsorge“ des Mik-
rozensus wurde mit einem Auswahl-
satz von 0,5 % im April 1997 und Ap-
ril 2001 zusätzlich zum Grundpro-
gramm durchgeführt. Die Daten, die
hier zugrunde liegen, sind die der Be-
völkerung in Privathaushalten am Ort
der Hauptwohnung (kurz Bevölke-
rung) aus den Unterstichproben von
1997 und 2001. Für die Daten aus der
Unterstichprobe erfolgt eine Hoch-
rechnung ähnlich der für die aus der
Gesamtstichprobe. 

Kern des Zusatzprogramms „Private
und betriebliche Altersvorsorge“ wa-
ren zwei Fragen. In der ersten wurde
nach dem Bestehen und der Art einer
betrieblichen Altersversorgung ge-
fragt. Zum zweiten wurde gefragt,
ob private Lebens- oder Rentenversi-
cherungen als Altersvorsorge – und
wenn ja, mit welcher Gesamtversiche-
rungssumme – abgeschlossen wur-
den. 

Beide Fragen wurden allen Personen
im Alter ab 15 Jahren, die keine
(Voll)-Rente aus Altersgründen bezo-
gen, gestellt. Für die Frage nach der
betrieblichen Altersvorsorge bestand
Auskunftspflicht, während die Beant-
wortung der Frage über die private
Lebensversicherung freiwillig war.
Insbesondere die Angaben über die
private Lebensversicherung geben

Auskunft über die Auseinanderset-
zung der Bürgerinnen und Bürger
mit der Erwartung einer Verringe-
rung des gewohnten Lebensstan-
dards im Alter. 

3.1 Lebens- und Renten-
versicherungen als private Alters-
vorsorge

Im Jahr 2001 hatten 27,9 % der Bür-
gerinnen und Bürger25) in NRW be-
reits Lebens- oder Rentenversicherun-
gen als Altersvorsorge. Dieser Anteil
blieb fast unverändert gegenüber
1997 (im Jahr 1997 betrug der Anteil
der Bürger/-innen26) mit Lebens- oder
Rentenversicherungen 28,1 %). Ca.
jeder dritte Mann hatte in beiden
Jahren eine solche Versicherung, aber
weniger als jede vierte Frau27) (siehe
Abb. 14). 

Allgemein sind zwischen den Jahren
1997 und 2001 kaum bedeutsame
Veränderungen beobachtet worden.
Gründe dafür sind möglicherweise
die relativ kurze Zeit zwischen beiden

––––––––––––––
25) 10,4 Mill. (hochgerechnete Ergebnisse) Bür-
ger/-innen machten Angaben über die private
Lebensversicherung, 2,9 Mill. davon hatten Le-
bens- oder Rentenversicherungen.
26) Im Jahr 1997 hatten von 11,33 Mill. Bürger/-
innen 3,18 Mill. Lebensversicherungen bzw.
Rentenversicherungen.
27) Um die Einstellung der Frauen zu ihrer Al-
tersvorsorge besser schildern zu können, wären
Daten über die subjektive Wahrnehmung der
Frauen in diesem Bereich wichtig. Laut einer
Studie des Deutschen Institutes für Altersvorsor-
ge – Frauen und Altersvorsorge II, Wunsch und
Wirklichkeit, Köln, Oktober 2001 – überschätzen
über zwei Drittel der Frauen ihre Rentenansprü-
che oder verlassen sich auf die durch den Mann
erworbenen Ansprüche. 
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Befragungen sowie die zum Zeit-
punkt der zweiten Befragung noch
nicht in Kraft getretene Rentenre-
form. Diese Reform mit dem Impuls
zur privaten Altersvorsorge ist zum
1. Januar 2002 in Kraft getreten. Die
Faktoren, die eine Entscheidung für
eine Lebens- oder Rentenversiche-
rung beeinflussen, wie die eigene Er-
werbstätigkeit, das Einkommen oder
der Familienstand, bleiben trotzdem
weiterhin gültig. Es folgt deswegen
eine allgemeine Beschreibung solcher
Faktoren für das Jahr 2001. Wenn
Abweichungen gegenüber 1997 fest-
gestellt worden sind, wird darauf
ausdrücklich hingewiesen.

Die Entscheidung für den Abschluss
eines Lebens- bzw. Rentenversiche-
rungsvertrages als Altersvorsorge
hängt sehr stark von der eigenen Er-
werbstätigkeit sowie von der Stel-
lung im Beruf und vom Nettoeinkom-
men ab. Der Anteil der Erwerbstäti-
gen mit Lebensversicherung lag mit
37,8 % im Jahr 2001 fast zehn Pro-
zentpunkte über dem Anteil in der
gesamten Bevölkerung. Die Erwerbs-
losen und die Nichtserwerbsperso-
nen lagen dagegen mit 13,4 % und
10,9 % weit unter dem Durchschnitt.
Bei den Erwerbstätigen waren es ins-
besondere Selbstständige (45,3 %)
und Beamtinnen und Beamte
(44,7 %), die einen Lebens- bzw. Ren-
tenversicherungsvertrag abgeschlos-
sen hatten (vgl. Abb. 15). Bei diesen
zwei Gruppen sind die Gründe für
den Abschluss eines solchen Vertra-
ges ziemlich unterschiedlich. Die

Selbstständigen können damit ihren
Lebensstandard im Alter sichern, eine
Vorsorge für die Hinterbliebenen ge-
währleisten und auch das eigene Un-
ternehmen absichern28). 

Der Anteil der Personen mit Lebens-
bzw. Rentenversicherung steigt auch
mit dem monatlichen Nettoeinkom-
men deutlich an. Während nur
18,8 % mit einem Einkommen unter
716 Euro29) einen solchen Vertrag
hatten, hatte mehr als die Hälfte aller
Personen mit einem Einkommen zwi-

schen 2 045 und 3 068 Euro ihre Al-
tersvorsorge damit abgesichert. Der
Familienstand ist auch ein wichtiger
Einflussparameter, insbesondere im
Zusammenhang mit dem monatli-
chen Einkommen. Verheiratete  wie-
sen den höchsten Anteil abgeschlos-
sener Verträge nicht nur insgesamt
(32,5 %), sondern auch innerhalb je-
der Einkommensklasse auf. 

In Abb. 16 sind die Anteile der Bür-
ger/-innen mit Lebens- bzw. Ren-
tenversicherungsverträgen innerhalb
verschiedener Einkommensklassen
insgesamt und bei den Ledigen und
den Verheiraten dargestellt. Die An-
teile bei den Verheirateten lagen fast
immer über denen der Ledigen. Das
lässt sich mit dem Wunsch erklären,
die eigene Familie besser abzusichern.
Sogar Verheiratete mit niedrigeren
Einkommen waren bereit, einen Teil
ihres Einkommens dafür zu investie-
ren. Schon jeder vierte Verheiratete
mit einem Einkommen unter 716 Euro
hatte eine Lebensversicherung.

Darüber hinaus wurde festgestellt,
dass auch der Haushaltstyp ein wich-
tiger Faktor für eine Lebens- oder pri-
vate Rentenversicherung ist. Die
Haushalte wurden in folgende Klas-
sen aufgeteilt:
– Einpersonenhaushalte,
– Paare ohne Kinder (und ohne wei-

tere Personen im Haushalt),
– allein Erziehende mit minderjähri-

gen Kindern (und ohne weitere Per-
sonen im Haushalt),
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Abb. 15 Erwerbstätige im April 2001*) nach Stellung im Beruf und
bestehender Lebens- und privater Rentenversicherung
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––––––––––––––
28) In der gestellten Frage hätten nur die Le-
bensversicherungen, die tatsächlich zur Alters-
vorsorge abgeschlossen wurden, angegeben
werden müssen. Da aber oft unterschiedliche
Überlegungen dazu führen, einen solchen Ver-
trag abzuschließen, kann man insbesondere bei
den Selbstständigen vermuten, dass sie das ei-
gene Unternehmen damit absichern wollten.
29) Die Angaben wurden in DM gemacht und
sind hier in Euro umgerechnet.



Statistische Analysen und Studien NRW, Band 12 39

– Paare mit minderjährigen Kindern
(und ohne weitere Personen),

– sonstige Haushalte.

Lebens- oder Rentenversicherungs-
verträge waren am häufigsten ver-
breitet bei Paaren mit minderjähri-
gen Kindern (30,6 %) und bei Paaren
ohne Kinder (29,4 %) (vgl. Abb. 17).
Bei beiden stiegen diese Anteile mit
der Anzahl der Erwerbstätigen im
Haushalt deutlich an. Wenn beide Er-
wachsene erwerbstätig waren, wuch-
sen sie auf 41,1 % bei den Paaren
ohne Kinder an, bei den Paaren mit
Kindern auf 30,6 %. Entscheidend ist
weiterhin das Einkommen. Bei den
allein Erziehenden, die den niedrige-
ren Einkommensklassen angehören,
wurde der niedrigste Anteil von Le-
bens- bzw. Rentenversicherungen
(18,8 %) festgestellt.

Das Einkommen spielt eine entschei-
dende Rolle auch bei der Höhe der
abgeschlossenen Verträge. Drei Klas-
sen von Verträgen sind betrachtet
worden: 
– mit einer Gesamtsumme30) bis

25 565 Euro,
– mit einer Gesamtsumme von 25 565

bis 51 129 Euro,
– mit einer Gesamtsumme von mehr

als 51 129 Euro.

In Abb. 18 sind die Anteile der Versi-
cherungsverträge bei den unter-
schiedlichen Einkommensklassen ab-
gebildet. Je höher das Einkommen
war, desto höher war auch der Anteil
der Verträge mit höheren Versiche-
rungssummen. Jede(r) dritte Bürger/-

in mit einem Einkommen von 3 068
und mehr Euro besaß Lebens- oder
Rentenversicherungen mit einer Ge-
samtsumme über 51 129 Euro.

Gerade bei den Versicherungssum-
men hat sich in den vier Jahren zwi-
schen den beiden Befragungen etwas
verändert. Allgemein (siehe Abb. 19)
ist eine Tendenz zu Verträgen mit
höheren Versicherungssummen fest-
zustellen. Der Anteil der Verträge mit
einer niedrigen Versicherungssumme
(bis unter 25 565 Euro31)) ist vom Jahr
1997 bis zum Jahr 2001 um 3,6 Pro-
zentpunkte zurückgegangen. Die An-
teile der Verträge mit mittleren und
höheren Summen sind dagegen ges-
tiegen. Die letzteren wiesen mit 2,3
Prozentpunkten den höchsten Zu-
wachs auf. Diese Tendenz zu höheren
Versicherungssummen ist auf unter-
schiedliche Faktoren zurückzuführen.
Einerseits spielt die Auszahlung älte-
rer Verträge eine Rolle. Anderseits
hat die Einkommenssteigerung der
letzten Jahre dazu geführt, dass Ver-
sicherungsverträge mit höheren Sum-
men abgeschlossen werden. Darüber
hinaus werden oft für geringere
Geldbeträge Anlageformen mit hö-
heren Renditen, wie Investment-
fonds, bevorzugt.

Im Jahre 2001 (vgl. Abb. 14) hatten
nur 23,1 % der Frauen eine Lebens-
oder Rentenversicherung. Bei den
Männern waren es 32,7 %. Ge-
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Abb. 17 Bevölkerung*) im April 2001 nach Haushaltstyp und
bestehender Lebens- bzw. privater Rentenversicherung
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Abb. 18 Bevölkerung im April 2001 nach Einkommensklassen und Gesamtversicherungssumme
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51 129 und mehr EUREinkommen von …
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––––––––––––––
30) Jede Person wurde gebeten, die Gesamt-
versicherungssumme aller bestehender Lebens-
oder Rentenversicherungsverträgen anzugeben.

––––––––––––––
31) Was 50 000 DM entspricht. Die Angaben
wurden in beiden Jahren in DM erhoben
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schlechtsspezifische Unterschiede fin-
det man auch bei der Höhe der Ver-
träge (siehe Abb. 20). Der Abstand
zwischen den Geschlechtern wächst
mit der Höhe der betrachteten Ver-
sicherungssumme. Frauen haben
durchschnittlich niedrigere Einkom-
men als Männer und schließen des-
wegen Verträge mit geringeren Ver-
sicherungssummen ab.

3.2 Die betriebliche Alters-
vorsorge und ihr Einfluss
auf die private Vorsorge

Im Jahre 2001 hatten knapp 30 % der
Bürgerinnen und Bürger eine be-
triebliche Altersvorsorge. Ähnlich vie-
le (29,1 %) waren es im Jahr 1997.
Eine Veränderung hat jedoch bei den
Arten der betrieblichen Altersvorsor-
ge stattgefunden. Vom Jahr 1997
zum Jahr 2001 wurde eine Zunahme
von 3,7 Prozentpunkten bei den Ver-
trägen mit eigener Beteiligung fest-
gestellt. Der Anteil der Verträge

ohne eigene Beteiligung ist dagegen
um drei Prozentpunkte gesunken
(vgl. Abb. 21). Dies ist sicher auch auf
die seit 1999 gesetzlich geregelte
Möglichkeit einer Beteiligung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in Form einer Entgeltumwandlung
(ein Teil des Bruttogehaltes wird
nicht ausgezahlt, sondern – überwie-
gend steuerfrei – zugunsten einer
betrieblichen Altersvorsorgeleistung
umgewandelt32)) zurückzuführen. 

Insgesamt wird der Bevölkerungsan-
teil mit betrieblicher Altersvorsorge
(insbesondere mit eigener Beteili-
gung) in den nächsten Jahren ver-
mutlich steigen. Nach der neuen Ren-
tenreform hat ab 1. Januar 2002 jede
Arbeitnehmerin und jeder Arbeitneh-
mer Anspruch darauf, Teile des Ge-
haltes in eine betriebliche Altersvor-
sorge einzuzahlen. Bisher lag die Ent-
scheidung, ob ein Betrieb seinen Be-
schäftigten eine Altersvorsorge an-
bietet, allein beim Arbeitgeber.

Um den Zusammenhang zwischen
dem Bestehen einer betrieblichen
und einer privaten Altersvorsorge zu
untersuchen, wurden die Angaben
aller Bürgerinnen und Bürger, die
sich über beide Versicherungsarten
geäußert hatten, ausgewertet. Ob-
wohl Bürgerinnen und Bürger mit be-
trieblicher Altersvorsorge höhere Ein-
künfte im Alter haben werden, zeig-
te sich gerade bei dieser Gruppe ein
höherer Anteil an Lebens- oder Ren-
tenversicherungsverträgen (Abb. 22).

4 Zusammenfassung
und Ausblick

Die Daten aus dem Mikrozensus bie-
ten eine gute Grundlage die Lage der
Rentnerinnen und Rentner, die mehr
als ein Fünftel der Gesamtbevölke-
rung ausmachen, darstellen zu kön-
nen. Mit diesen Daten war es nicht

1997 2001
0 %

10 %

20 %

30 %

40 %

50 %

60 %

70 %

80 %

90 %

100 %

71,9 % 72,1 %

16,4 %
12,8 %

7,2 %
8,2 %

4,6 % 6,9 %

Abb. 19 Bevölkerung nach der Gesamtversicherungssumme bestehender
Lebens- bzw. Rentenversicherung
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Abb. 20 Bevölkerung mit Lebens- bzw. Rentenversicherung im April 2001
nach Gesamtversicherungssumme und Geschlecht
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––––––––––––––
32) Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit der
Entgeltumwandlung im Rahmen der Altersver-
sorgung das erste Mal im Rentenreformgesetz
1999 anerkannt. Die Durchführung des An-
spruchs (seit dem 01. 01. 2002 jährlich bis zu vier
Prozent der Rentenbeitragsbemessungsgrenze)
wird durch Vereinbarung zwischen den Ar-
beitsvertragsparteien geregelt. Die möglichen
Durchführungswege der betrieblichen Alters-
versorgung sind seit dem 01. 01. 2002 Direktver-
sicherung, Direktzusage, Pensionsfonds, Pensi-
onskasse und Unterstützungskasse.
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nur möglich, eine allgemeine Be-
schreibung der Personen mit über-
wiegendem Lebensunterhalt aus
Rente bzw. Pension vorzulegen, son-
dern auch eine genauere Darstel-
lung der verschiedenen Einkom-
mensquellen der Rentner/-innen vor-
zunehmen. 

Die eigene Rente oder Pension ist nur
für ca. die Hälfte der Rentner/-innen
(52 %) die einzige Einkommensquel-
le. Die restlichen 48 % beziehen au-
ßerdem Einkünfte aus anderen Quel-
len und sind deswegen für ihren Le-

bensunterhalt nicht nur auf die Rente
angewiesen. Besonders verbreitet
sind Einkünfte aus Vermögen, Ver-
mietung, Verpachtung oder Lebens-
versicherungen (jede(r) fünfte Rent-
ner/-in).  Bei den Frauen kumuliert
sich die eigene Rente oft mit einer
Hinterbliebenenrente (20,9 %). Ca. 6 %
aller Rentner/-innen haben Einkom-
men aus Transferleistungen (Wohn-
geld, Sozialhilfe usw.). 

Durch die in Abschnitt 2.2 vorgenom-
mene Aufteilung der Rentnerinnen
und Rentner nach Art der Einkünfte

und die Verknüpfung mit dem mo-
natlichen Nettoeinkommen ist es ge-
lungen, einen tieferen Einblick in die
finanzielle Situation der Rentner/-in-
nen zu geben. Rentner/-innen mit zu-
sätzlichen Einkommen aus Vermö-
gen, Vermietung, Verpachtung oder
Lebensversicherung schnitten bei bei-
den Geschlechtern am besten ab. Im
Jahre 2002 verfügten Rentner durch-
schnittlich über 1 550 Euro33) im Mo-
nat, Rentnerinnen dagegen nur über
1 180 Euro. Die niedrigsten Nettoein-
kommen wurden bei den Rent-
ner(inne)n mit Transferleistungen
(860 Euro) sowie bei den Rentnerin-
nen mit ausschließlich eigener Rente
(520 Euro) festgestellt.

Frauen hatten aufgrund ihres oft un-
terbrochenen Erwerbslebens (Patch-
work-Biografie) fast immer34) niedri-
gere Einkommen als Männer. Auch in
Relation zu den jeweiligen Erwerbs-
einkommen ist die finanzielle Lage
der Rentner besser als die der Rent-
nerinnen. Das Einkommen einer
Rentnerin mit ausschließlich eigener
Rente betrug im Durchschnitt nur
51,5 % des Einkommens einer er-
werbstätigen Frau (der standen mo-
natlich durchschnittlich 1 010 Euro
zu). Männer mit eigener Rente da-
gegen hatten 76,6 % des Einkom-
mens eines erwerbstätigen Mannes,
das ca. 1 670 Euro im Monat betrug,
zur Verfügung.

Die aktuelle Unsicherheit im Bezug
auf das Versorgungsniveau im Alter
gab Anlass für den zweiten Schwer-
punkt dieses Berichtes, das Engage-
ment für die eigene Altersvorsorge.
Es wurde untersucht, ob und in wel-
cher Art die private Altersvorsorge
durch Lebens- oder Rentenversiche-
rungen abgesichert wird. Im Jahre
2001 hatten 27,9 % der Bevölkerung
einen solchen Vertrag. Entscheidend
war das persönliche Nettoeinkom-
men. Der Anteil der Personen mit Le-
bens- bzw. Rentenversicherung steigt
mit dem Nettoeinkommen, von
18,8 % bei Einkommen unter 716
Euro bis zu 56,9 % bei über 3 068
Euro im Monat. 
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Abb. 21 Bevölkerung mit Angaben nach Art der 
betrieblichen Altersvorsorge
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Abb. 22 Bevölkerung im Jahr 2001 nach bestehender betrieblicher 
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––––––––––––––
33) Alle Einkommensangaben sind monatliche
Nettoeinkommensangaben.
34) Die einzige Ausnahme war bei den Rent-
ner(inne)n  mit ausschließlich Hinterbliebenen-
rente zu finden
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Sehr wichtig war auch der Einfluss
der Stellung im Beruf. Selbstständige
mit 45,3 % sowie Beamtinnen und
Beamte mit 44,7 % waren die Grup-
pen mit den höchsten Anteilen. Der
Familienstand spielt auch eine Rolle:
Die Verheirateten lagen mit 32,5 %
über dem Durchschnitt. Der Wunsch,
die eigene Familie besser abzusi-
chern, ist hier deutlich feststellbar. 

Ein Vergleich mit 1997 ergab, dass in
den vier Jahren bis 2001 der Bevölke-
rungsanteil mit Lebens- bzw. privater
Rentenversicherung nicht gewachsen
ist. Das könnte sich ab 2002 wegen der
im Januar 2002 in Kraft getretenen
Rentenreform (Riester-Rente) ändern.

Die Faktoren, die dazu führten, einen
Lebens- bzw. Rentenversicherungs-
vertrag abzuschließen, waren in bei-
den Jahren die gleichen, die Höhe
der Versicherungssummen war je-
doch 2001 größer als 1997. 

Als letztes wurde die betriebliche Al-
tersvorsorge im Zusammenhang mit
der Entscheidung im Bereich der pri-
vaten Vorsorge untersucht. Im Jahr
2001 hatten 29,1 % der Bevölkerung
eine betriebliche Altersvorsorge, da-
runter 15,3 % ohne eigene Beteili-
gung und 12 % mit eigener Beteili-
gung. Gegenüber 1997 gab es keine
Zunahme der Betriebsrenten insge-
samt. Dies wird sich vermutlich in den
nächsten Jahren ändern, weil nach
der neuen Rentenreform jede Arbeit-
nehmerin und jeder Arbeitnehmer35)

Anspruch darauf hat, Teile des Gehal-
tes in eine betriebliche Altersvorsor-
ge einzuzahlen. Es wurde aber be-
obachtet, dass von 1997 bis 2001 die
Verträge mit eigener Beteiligung um
2,7 Prozentpunkte zugenommen ha-
ben, während der Anteil der Verträ-
ge ohne eigene Beteiligung zurück-

gegangen ist. Darauf hatte vermut-
lich die seit 1999 geregelte Möglich-
keit einer Beteiligung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in Form
einer Entgeltumwandlung Einfluss. 

Weitere Untersuchungen wären
wünschenswert, um andere wichtige
Aspekte der privaten Altersvorsorge
zu berücksichtigen. Faktoren, die die
Entscheidung der Bürgerinnen und
Bürger, ihre Altersvorsorge durch Le-
bens- bzw. Rentenversicherungsver-
träge abzusichern, beeinflussen kön-
nen, sind das Wohneigentum sowie
die verschiedenen Formen der Geld-
anlage wie Investmentfonds oder
Aktiendepots. Hierfür wäre es nötig,
die in diesem Bericht dargestellten
Ergebnisse aus dem Mikrozensus mit
Auswertungen aus anderen Daten-
quellen, wie z. B. aus der Einkom-
mens- und Verbraucherstichprobe zu
vergleichen bzw. zu vervollständi-
gen.

––––––––––––––
35) Dieser Anspruch besteht derzeit einheitlich
für die Beschäftigte


